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Die Reihe acatech IMPULS
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Vorwort

Bezahlbarer Wohnraum ist mehr als ein erschwingliches Dach 
über dem Kopf – er bildet die Grundlage für ein selbstbestimmtes 
Leben. Wenn Wohnen für viele Menschen unbezahlbar wird, droht 
die Gesellschaft auseinanderzudriften. In teuren Regionen kann 
ein Mangel an bezahlbarem Wohnraum zudem dazu führen, dass 
Arbeitskräfte in systemrelevanten Berufen fehlen. Bezahlbares 
Wohnen ist also nicht nur eine Sache der sozialen Gerechtigkeit, 
sondern trägt auch zur Funktionsfähigkeit der Gesellschaft bei. 
Gleichzeitig ist der wachsende Bedarf an Wohnraum in Deutsch-
land untrennbar mit ökologischen Herausforderungen verbunden. 
So steht der Gebäudesektor in einem Spannungsfeld zwischen 
Klimaschutz und Ressourcenschonung, steigender Wohnraum-
nachfrage – gerade in Ballungsgebieten –, der Erfordernis nach 
Kosteneinsparung und dem Wunsch nach hoher Wohnqualität. 
Daher sind gerechte Rahmenbedingungen für das Wohnen nur 
zu gewährleisten, wenn wirtschaftliche, soziale und ökologische 
Interessen gleichzeitig berücksichtigt werden. Dieser Balanceakt 
erfordert systemisches Denken, Augenmaß und perspektivische 
Urteilskraft. Wenn er gelingt, wirkt sich das nicht nur positiv auf 
den Wohnungsmarkt aus, sondern stärkt auch das Vertrauen in 
die Leistungsfähigkeit unserer Demokratie. 

Die Zahlen verdeutlichen die Dringlichkeit des Problems: In 
Deutschland fehlen zurzeit 1,4 Millionen Wohnungen, etwa 
420.000 davon in den 10 größten Städten.1 Besonders hoch ist 
der Bedarf in Bayern, Baden-Württemberg und den Stadtstaaten, 
vor allem in Berlin.2 Der Blick auf die ökologischen Heraus-
forderungen zeigt zudem, dass Gebäude rund 35 Prozent des 
Endenergieverbrauchs und etwa 30 Prozent der CO

2
-Emissionen 

in Deutschland verursachen.3 Angesichts ökologischer, öko-
nomischer und gesellschaftlicher Herausforderungen bedarf es 
somit dringend grundlegender Veränderungen in der gebauten 
Umwelt. Wer heute klug und effizient bauen will, muss daher 
mehr denn je innovativ sein und mutig handeln.

Ein zukunftsfähiger Ansatz bei der Schaffung von neuem Wohn-
raum muss zentrale Ziele miteinander in Einklang bringen: 
 
 

1	 |  Vgl. Pestel Institut 2026; vgl. IW 2024.
2	 |  ��Vgl. ebd. Wohnungsbedarf ermittelt nach IW-Wohnungsbedarfsmodell 2021–2025; errechnet anhand der Parameter Bevölkerungsentwicklung, 

Pro-Kopf-Wohnflächenkonsum, Leerstand und Ersatzbedarf, vgl. ebd., S. 6 ff.
3	 |  Vgl. Umweltbundesamt 2024.
4	 | � Vgl. InWIS 2025. Eigene Berechnung des Instituts für Wohnungswesen, Immobilienwirtschaft, Stadt- und Regionalentwicklung (InWIS) nach Technische 

Universität Darmstadt/Pestel Institut 2019.
5	 |  Vgl. ifo Institut 2024.
6	 |  Vgl. Statistisches Bundesamt 2024.

Bezahlbarkeit, Nachhaltigkeit und Aufenthaltsqualität in der 
Wohnung sowie Lebensqualität im lokalen Umfeld und im 
Quartier. So führt Nachverdichtung zwar zu mehr Wohnungen, was 
den Wohnungsmarkt entlastet und zur Bezahlbarkeit beitragen 
kann; wenn dadurch aber Grün- und Freiflächen wegfallen, beein-
trächtigt dies zwangsläufig auch Lebensqualität und ökologische 
Verträglichkeit im Siedlungsumfeld. Und auch die Entscheidung 
zwischen Neubau und Bestandserhalt führt zu Interessenkonflikten, 
besonders im Spannungsfeld von knappen finanziellen Ressourcen 
und klar definierten ökologischen Zielen. Klimaanpassung – etwa 
durch Hitzeschutz, Maßnahmen für Extremwetterfolgen oder den 
Erhalt von Grünflächen zur Förderung der Biodiversität – bildet 
eine wichtige ökologische Leitplanke, die bei der Stadt- und 
Quartiersplanung zu berücksichtigen ist. Insofern sind Zielkonflikte 
bei der Planung meist nicht zu vermeiden, sondern sorgfältig abzu-
wägen und durch Priorisierung von Planungsmaßnahmen in vielen 
Fällen praktisch zu lösen. 

Ein hierzulande bislang unterschätztes Potenzial für mehr bezahl-
baren Wohnraum bietet der Gebäudebestand. Der anhaltende 
Druck auf die städtischen Wohnungsmärkte unterstreicht die 
Dringlichkeit, diesen Bestand – wo immer wirtschaftlich sinnvoll, 
technisch möglich und sozialräumlich vertretbar – zur Nachver-
dichtung zu nutzen. Erhalt, Umnutzung oder Aufstockung von 
Bestandsgebäuden spart CO
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vermeidet zusätzliche Bodenversiegelung, reduziert Bau- 
schutt – und erhält baukulturelle Werte. Dabei schätzen 
Expertinnen und Experten, dass allein durch die Aufstockung 
im gewerblichen Bereich (Bürogebäude, Einzelhandelsflächen 
und Parkhäuser) theoretisch bis zu 1,7 Millionen zusätzliche 
Wohnungen geschaffen werden könnten.4 Durch die Umwand- 
lung von Büroflächen kämen in den 7 größten deutschen 
Städten noch rund 60.000 Wohnungen dazu.5 Laut Zensus 
vom Mai 2022 gibt es außerdem bundesweit 1,9 Millionen leer 
stehende Wohnungen, was etwa 4,5 Prozent des Wohnungs-
bestands in Deutschland entspricht.6 Neben baulichen Poten- 
zialen im Bestand spielen aber auch wohnungspolitische Ansätze 
eine wichtige Rolle. So würde etwa die länger anhaltende Miet-
preisbindung von Sozialwohnungen deutlich mehr bezahlbares 
Wohnen ermöglichen.
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Genau hier setzt acatech – Deutsche Akademie der Technik-
wissenschaften mit dem Projekt Bauen & Wohnen: Plattform für 
Vernetzung, Synthese und Transfer an. Unser Ziel war es, Lösungen 
für die Schaffung von mehr bezahlbarem Wohnraum im städtischen 
Raum zu entwickeln. Rund vierzig Expertinnen und Experten haben 
sich dieser Aufgabe faktenbasiert gewidmet und gemeinwohl-
orientierte Handlungsoptionen formuliert. Der Fokus lag dabei auf 
dem Gebäudebestand. Begleitet wurden sie von einem Stakeholder-
Beirat. Einige Vorschläge gehen über die reine Bestandsperspektive 
hinaus, haben also auch Relevanz für den Wohnungsneubau.

Der vorliegende acatech IMPULS richtet sich an Kommunen und 
kommunale Einrichtungen. Unsere Handlungsoptionen sollen 
helfen, für den Wohnungsmarkt kurz-, mittel- oder langfristig Be-
zahlbarkeit zu sichern und zugleich Konflikte mit den Zielen der 
ökologischen Verträglichkeit und der Wohnqualität angemessen 
zu berücksichtigen. Dabei haben wir auch auf Konzepte zurück-
gegriffen, die sich bereits in einigen Kommunen bewährt haben. 
So haben wir (bekannte) Instrumente neu geordnet, mit anderen 
Ideen sinnvoll verknüpft und zudem praxisnah weiterentwickelt. 
Denn integrierte Stadtplanung verlangt eine klare, realisierbare 
Strategie und behördenübergreifende Zusammenarbeit innerhalb 
der Kommune – eine Aufgabe, die gewohnte Strukturen und 
Praktiken infrage stellt und kommunale Akteure herausfordert. 

Darüber hinaus wurden im Rahmen des Projekts auch Handlungs-
optionen für Bund und Länder erarbeitet, die im acatech IMPULS 

Mehr bezahlbares Wohnen im Bestand – Handlungsoptionen 
für Bund und Länder veröffentlicht worden sind. Dabei kam es 
uns darauf an, gesetzgeberische Rahmenbedingungen durch 
Bund und Länder mit kommunalen Handlungsspielräumen zu 
spiegeln und zu verzahnen, um so den Bestand zu sichern und die 
Schaffung von nachhaltig bezahlbarem Wohnraum zu fördern.

Mein Dank gilt allen Mitwirkenden – den ehrenamtlichen 
Mitgliedern der Arbeitsgruppen und des Beirats – für ihr 
Engagement, ihre Expertise und die konstruktiven Diskussionen. 
Ohne ihre Beteiligung wäre diese Publikation nicht möglich 
gewesen. Außerdem danke ich dem Projektteam der acatech 
Geschäftsstelle für die professionelle Koordination und für die 
umsichtige Begleitung der Arbeitsgruppen und des Beirats.

Unsere Arbeit liefert konstruktive Anregungen und Impulse für 
politische, fachliche und gesellschaftliche Entscheidungen, die 
bezahlbares Wohnen in Deutschland voranbringen – ökologisch, 
sozial und zukunftsfähig. Jetzt ist es an den Entscheiderinnen 
und Entscheidern, diese Impulse aufzunehmen und in konkrete 
Maßnahmen zu überführen.

 
Prof. Dr. Dr. h. c. Ortwin Renn

Forschungsinstitut für Nachhaltigkeit (RIFS)/ 
acatech Präsidium
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Zusammenfassung

Handlungsoptionen für mehr  
bezahlbares Wohnen im Bestand

Der Mangel an bezahlbarem Wohnraum zählt in Deutschland 
zu den drängendsten Problemen – vor allem in den urbanen 
Ballungsräumen und für Haushalte im unteren und mittleren 
Einkommenssegment. Großes, bislang nicht ausreichend ge-
nutztes Potenzial für mehr bezahlbaren Wohnraum bietet 
der Gebäudebestand. Angesichts des anhaltenden Drucks 
auf die Wohnungsmärkte werden das strategische Flächen-
management, die Erfassung von Wohnraumpotenzialen, 
die bauliche Aufwertung des Wohnungsbestands und die 
integrierte Planung als wohnungspolitische Instrumente hier-
zulande immer wichtiger. 

Die im vorliegenden acatech IMPULS zusammengestellten Hand-
lungsoptionen sind im Projekt Bauen & Wohnen: Plattform für 
Vernetzung, Synthese und Transfer erarbeitet worden und richten 
sich an Kommunen und kommunale Einrichtungen. Parallel dazu 
ist der acatech IMPULS Mehr bezahlbares Wohnen im Bestand – 
Handlungsoptionen für Bund und Länder erschienen, der eben-
falls digital abrufbar ist.

Ziel des Projekts war es, tragfähige Lösungen für mehr bezahl-
baren Wohnraum im Gebäudebestand des städtischen Raums zu 
entwickeln. Neben der Bezahlbarkeit wurde auch das Kriterium 
der Nachhaltigkeit berücksichtigt sowie das der Qualität im Sinne 
von notwendigem Lebenskomfort. acatech hat zu diesem Zweck 
ausgewiesene Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft berufen. Die Fachleute haben Hürden 
identifiziert, die dem bezahlbaren Wohnen im städtischen Be-
stand gegenwärtig entgegenstehen, Lösungskonzepte und 
Umsetzungsstrategien für die Praxis entwickelt und schließlich 
konkrete Handlungsoptionen formuliert, die in diesem IMPULS 
veröffentlicht sind. Im Fokus der Betrachtung standen sowohl die 
Gebäude- als auch die Quartiersebene. 

Im Folgenden werden die Themen dieser Publikation in der 
Reihenfolge zusammengefasst, in der sie erscheinen.

Vorkaufsrecht: Das kommunale Vorkaufsrecht ermöglicht Ge-
meinden, Grundstücke und bestehende Gebäude zu kaufen, 
wenn eine solide Potenzialanalyse vorliegt. So können sie ihre 
städtebaulichen Ziele umsetzen und bezahlbaren Wohnraum 
sichern. Finanzierungsschwierigkeiten und die aktuelle Recht-
sprechung schränken die realen Möglichkeiten der Kommunen 
zum Erwerb jedoch stark ein. Doch wenngleich hier der Bund ge-
fordert ist, die entsprechenden Rahmenbedingungen zu ändern, 
sollten die Kommunen für ihre wohnungspolitischen Ziele künftig 
auch die eigenen Handlungsspielräume stärker nutzen: indem sie 
klare Ankaufstrategien entwickeln, Bodenfonds einrichten und 
mit gemeinwohlorientierten Akteuren kooperieren.

Erbbaurecht: Zur Schaffung bezahlbaren Wohnraums sollten 
die Kommunen das Erbbaurecht als Regelinstrument der 
Bodenpolitik stärker anwenden und dabei einen marktfähigen 
Erbbauzins als wohnungspolitisches Steuerungsinstrument ein-
setzen. Außerdem sollten sie Erbbaurechtsverträge vereinfachen, 
standardisieren und flexibilisieren sowie Kommunikation und 
Marktakzeptanz des Erbbaurechts stärken. Solche Maßnahmen 
machen das Erbbaurecht wirtschaftlich attraktiver, rechtlich 
transparenter und im Sinne kommunaler Wohnungspolitik, die 
auf eine langfristige Gewährleistung bezahlbaren Wohnraums 
zielt, zudem effektiver.

Konzeptvergabe: Das Prinzip der sogenannten Konzeptvergabe 
ermöglicht es Kommunen – effiziente und transparente Ver-
gabeprozesse vorausgesetzt –, Grundstücke und Gebäude nach 
qualitativen Gemeinwohlkriterien statt nach Höchstpreis zu vergeben 
und so gezielt bezahlbaren Wohnraum zu fördern. Unsere Handlungs-
optionen beziehen sich auf die Entwicklung gemeinwohlorientierter 
Kriterien sowie transparenter und aktiv kommunizierter Vergabe- 
verfahren und die Bereitstellung von Beratungsangeboten für 
kleinere Akteure wie kleine Genossenschaften, gemeinnützige 
Vereine und Stiftungen. Des Weiteren empfehlen wir die Stärkung 
gemeinwohlorientierter Träger und die Nutzung von Erbbau-
rechten zur langfristigen Sicherung sozialverträglicher Mieten.
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Katasterlösungen: Kataster zur Erfassung von Leerstand, 
Umnutzungs- und Nachverdichtungspotenzialen sind wirkungs-
volle Informationsgrundlagen, um bezahlbaren Wohnraum im 
Gebäudebestand zu mobilisieren. Dies erfordert qualitativ hoch-
wertige Kataster, klare rechtliche Rahmenbedingungen, Anreize 
für Eigentümerinnen und Eigentümer sowie eine strategische 
Wohnraumplanung der betreffenden Kommune. Digitale 
Katasterlösungen sind besonders wirksam bei angespannten 
Wohnungsmärkten mit spekulationsbedingtem Leerstand, für 
Mittelstädte mit strukturellem Leerstand auch in Bürogebäuden 
und für Quartiere mit kleinteiligem Privateigentum, das Bau-
lücken sowie Aufstockungs- und Anbaupotenzial aufweist. 

Kommunale Projektabwicklung: Kommunen und kommunalen 
Wohnungsunternehmen kommt eine Vorreiterrolle bei der nach-
haltigen und sozialen Transformation des Gebäudebestands 
zu. Gleichzeitig sind hier gegenüber dem Neubau verschiedene 
Herausforderungen zu bewältigen: eine oft unzureichende 
Gebäudedokumentation, schwierige Kostenkalkulationen und 
fehlende bestandsspezifische Kompetenzen bei den beteiligten 
Akteuren. Die systematische Etablierung einer vertieften Be-
standsanalyse als Vorprojektphase (Leistungsphase 0) im 
Planungsprozess reduziert Risiken, verbessert die Kosten- und 
Terminprognose und sollte mit Leitlinien zur Bestandsanalyse 
gestützt werden. Eine effiziente Abwicklung von Bauprojekten 
im Bestand profitiert zudem von früher Kooperation der Projekt-
beteiligten und von bestandsspezifischen Finanzierungsvor-
gaben. Zudem sind Expertise für das Bauen im Bestand bei den 
Planenden, Ausführenden und Auftraggebern sowie eine stärkere 
Nutzung digitaler Werkzeuge gefragt.

Ämterübergreifende Zusammenarbeit: Systematische Koope- 
ration in der öffentlichen Kommunalverwaltung ist ein zentrales 
Werkzeug, um hierzulande mehr bezahlbaren Wohnraum im Be-
stand zu schaffen. Wohnraumfragen betreffen viele Bereiche – 
vom Bau- und Planungsrecht über soziale Belange bis hin zum 
Klimaschutz, zur Wohnungswirtschaft und zur Stadtentwicklung. 
Wenn all die entsprechend involvierten Ämter künftig effizienter 

zusammenarbeiten, werden Verzögerungen im Planungs- und 
Bauprozess vermieden und Bestandspotenziale zudem besser 
genutzt. Informationen könnten gebündelt, Entscheidungen 
schneller getroffen und wohnungspolitische Maßnahmen ge-
zielter und wirkungsvoller umgesetzt werden. 

Interdisziplinäre Qualifizierung: Interdisziplinäre Qualifizierung 
bedeutet, Beschäftigte aus den für Wohnungsbau relevanten 
Fachbereichen darin zu schulen, komplexe Wohnungsbauvor-
haben fachübergreifend zu planen und umzusetzen. Dies ge-
lingt am besten anhand konkreter kommunaler Projekte, bei 
denen unterschiedliche Perspektiven – etwa aus Stadtplanung, 
Bauaufsicht, Liegenschaftsmanagement, Sozialplanung und 
Wohnungswirtschaft – zusammengeführt werden. Verbind-
liche Abstimmungsformate fördern die praktische Zusammen-
arbeit, während klare Verantwortlichkeiten sicherstellen, dass 
erarbeitete Lösungen auch umgesetzt werden. Sinnvoll ist eine 
klare Priorisierung von Maßnahmen zur Aktivierung und besseren 
Nutzung des vorhandenen Wohnungsbestands. Pilotprojekte er-
möglichen es, neue Kooperations- und Planungsansätze zunächst 
zu erproben und bei Erfolg breiter anzuwenden. Politische Be-
schlüsse können erforderlich sein, um entsprechende Strukturen, 
Ressourcen und Arbeitsweisen dauerhaft zu etablieren. 

Interkommunale Zusammenarbeit: Die Zusammenarbeit 
zwischen verschiedenen Kommunen bündelt finanzielle und 
personelle Ressourcen, fördert den Erfahrungsaustausch über 
Gemeindegrenzen hinweg und ermöglicht die koordinierte 
Planung und Umsetzung gemeinsamer Maßnahmen. So können 
Kommunen besser auf Entwicklungen des Wohnungsmarkts 
reagieren, gemeinsame Strategien zur Wohnraumschaffung 
erarbeiten und Aufgaben wie Datenerhebungen, Beratungsan-
gebote und die Umsetzung von Förderprogrammen wirtschaft-
licher gestalten. Das ermöglicht ihnen – neben einer ge-
meinsamen Projektentwicklung –, Wohnungsbestand effektiver 
zu nutzen, Leerstände abzubauen und bezahlbaren Wohnraum 
langfristig zu sichern. Gleichzeitig kann sich der Flächenverbrauch 
reduzieren, und es entstehen geringere Kosten als beim Neubau.
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1	 Einleitung

Bauen im Bestand rückt wieder stärker ins Blickfeld. Die Weiter- 
und Umnutzung vorhandener Gebäude gehörte zwar immer 
wieder zur Baupraxis, doch mit dem Wirtschaftswachstum der 
Nachkriegszeit und den damit einhergehenden Veränderungen 
von Lebens- und Nutzungsansprüchen hatte sich der Fokus 
zunehmend auf den Neubau verlagert, der zu einem stetig 
steigenden Flächenbedarf für Siedlungszwecke beitrug. Dass 
der Bestand heute wieder an Bedeutung gewonnen hat, ist auf 
die Endlichkeit zahlreicher Ressourcen und den entsprechenden 
Bewusstseinswandel zurückzuführen. Mit Blick auf die Klima- und 
Umweltziele spart Bauen im Bestand CO

2
-Emissionen, schont 

Ressourcen und vermeidet weitgehend die Versiegelung neuer 
Flächen. Und auch wirtschaftlich betrachtet bietet das Konzept 
Vorteile, denn bei Aufstockungen fallen beispielsweise keine 
neuen Kosten für den Grunderwerb an, und vorhandene Infra-
strukturen in städtebaulich integrierten Lagen können optimal 
genutzt werden. Angesichts steigender Bodenpreise, die einen 
hohen Anteil an den Gesamtkosten beim Wohnungsneubau aus-
machen, spielt dieses Argument besonders in Ballungsräumen 
eine zunehmend wichtige Rolle. Darüber hinaus ist bezahlbarer 
Wohnraum, zu dem das Bauen im Bestand maßgeblich beitragen 
kann, zentrale Voraussetzung für ein selbstbestimmtes Leben, 
für gesellschaftliche Teilhabe und somit auch für eine stabile 
Demokratie.

Im Projekt Bauen & Wohnen: Plattform für Vernetzung, Synthese 
und Transfer, das bei acatech – Deutsche Akademie der Technik-
wissenschaften angesiedelt ist, konzentrieren wir uns auf 
Lösungen für die Schaffung von mehr bezahlbarem Wohnraum 
im städtischen Gebäudebestand. Rund vierzig Expertinnen und 
Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft 
haben, unterstützt von einem Stakeholder-Beirat, vor diesem 
Hintergrund entsprechende Handlungsoptionen entwickelt. 
Aus dem Projekt sind nun zwei acatech IMPULSE hervor-
gegangen, die sich an unterschiedliche Zielgruppen richten. Mit 
der vorliegenden Publikation wenden wir uns insbesondere an 
Kommunen und kommunale Einrichtungen, die in angespannten 
Wohnungsmärkten agieren müssen, und stellen Instrumente vor, 
die dazu beitragen können, bezahlbares Wohnen zu sichern. Die 
Handlungsoptionen im parallel erschienenen acatech IMPULS 
Mehr bezahlbares Wohnen im Bestand – Handlungsoptionen für 
Bund und Länder zielen unter anderem auf die Erleichterung 
bei der Änderung von bestehenden Bebauungsplänen und 
die Anpassung von Förderkriterien zur Schaffung von mehr 
bezahlbarem Wohnraum. Denn Bund und Länder sollten die 
regulatorischen Rahmenbedingungen so anpassen, dass sie 
Kommunen bei der Schaffung von bezahlbarem Wohnraum 

unterstützen. Zudem bedarf es grundsätzlich einer koordinierten 
Zusammenarbeit von Bund, Ländern und Kommunen unter Ein-
beziehung der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft, um im 
Bestand schneller und mehr bezahlbaren Wohnraum zu schaffen.

Für unser Projekt betrachten wir bezahlbaren Wohnraum nicht 
anhand eines festen Prozentsatzes zum Einkommen, sondern 
als zumutbares Verhältnis von Einkommen und Wohnkosten – 
insbesondere für Menschen mit mittleren und niedrigeren Ein-
kommen. Entscheidend ist, dass nach Abzug der Wohnkosten – 
Miete und Betriebskosten – genügend finanzielle Mittel im 
betreffenden Haushalt für Grundbedürfnisse wie Ernährung, 
Mobilität, Bildung und soziale Teilhabe übrig bleiben. Die 
Wohnkostenbelastung variiert dabei je nach Haushaltstyp – 
Single, Paar, Mehr- oder Einelternhaushalt – und dem jeweiligen 
Wohnflächenbedarf. Darüber hinaus beeinflussen auch die 
Mietdauer und die regionale Marktlage mit verfügbaren An-
geboten die Höhe der Mietbelastung und damit die verfügbaren 
Mittel. Ob eine Wohnung als bezahlbar gelten kann, hängt 
daher stark von den individuellen und soziodemografischen 
Rahmenbedingungen ab. Sozial gebundener Wohnraum deckt 
vor diesem Hintergrund nur einen Teilbereich des bezahlbaren 
Wohnangebots ab.

Eine entscheidende Rolle bei der langfristigen Sicherung von 
bezahlbarem Wohnen, vor allem in angespannten Wohnungs-
märkten, spielen gemeinwohlorientierte Akteure wie kommunale 
Wohnungsunternehmen, Genossenschaften oder Stiftungen. 
Sie fördern die soziale Durchmischung und unterstützen be-
nachteiligte Gruppen. Sofern Überschüsse erwirtschaftet worden 
sind und diese nicht vollständig an die betreffende Kommune 
ausgeschüttet werden müssen, werden diese reinvestiert, wobei 
hier zunehmend auch Klimaschutz und Klimaanpassung mit-
berücksichtigt werden. Bei der Schaffung von Wohnraum spielt 
zudem der private Sektor eine wichtige Rolle. Damit private 
Bauträger in nennenswertem Umfang zum bezahlbaren Wohnen 
beitragen, sind jedoch klare politische Rahmenbedingungen 
erforderlich, die deren Bautätigkeit und Investitionen steuern 
und entsprechende Anreize setzen – etwa durch Sozialquoten, 
Mietpreisbindung oder gezielte Fördermaßnahmen. Solche 
sozialpolitischen Ziele können den Wohnungsbau für private 
Bauträger in der aktuellen wirtschaftlichen Lage wiederum un-
rentabel machen.

Kommunen lenken den Wohnungsbau sowie die Infrastruktur-
entwicklung und können so dazu beitragen, dass ausreichend 
bezahlbarer Wohnraum vorhanden ist. Mit einer klaren Stadt-
entwicklungsstrategie, effizienten Prozessen und gezielten 
Maßnahmen wie der Stärkung des Erbbaurechts gestalten 
sie Bedingungen für die Schaffung bezahlbarer Wohnungen. 
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Gleichzeitig können die Kommunen als aktive Teilnehmer in den 
Markt eingreifen, zum Beispiel indem sie eigene Liegenschaften 
erwerben und entwickeln, um damit entsprechenden Wohnraum 
bereitzustellen. Entscheidend für den Erfolg ist ein kooperatives 
und partnerschaftliches Selbstverständnis der Kommunen: Nur 
wenn es gelingt, die jeweils relevanten Eigentümergruppen – 
von privaten Einzeleigentümerinnen und -eigentümern über 
kommunale bis hin zu kommerziellen Wohnungsunternehmen – 
sowie Bürgerinnen und Bürger in die Projekte einzubinden, kann 
eine nachhaltige, integrierte Stadt- und Quartiersentwicklung 
gelingen. Denn bei der Stadtplanung stehen bodenpolitische 
Steuerungsinstrumente, beispielsweise Vorkaufsrechte, häufig 
in einem Spannungsverhältnis zu den Interessen der Bau- und 
Immobilienwirtschaft. Dennoch stellen sie Handlungsoptionen 
zur Sicherung bezahlbaren Wohnens dar.7

Wir haben uns im Rahmen des acatech Projekts mit Hürden, mit 
möglichen Lösungen und mit deren Umsetzung in die Praxis auf 
Gebäude- und Quartiersebene befasst. Konkret wurden hierfür zu-
nächst mögliche Themenfelder ermittelt, die viele potenziell zu ver-
tiefende Themen hervorgebracht haben. Vier Quartierstypen mit 
dem größten Potenzial zur sozialverträglichen Nachverdichtung – 
beispielsweise durch Aufstockung, Um- oder Anbau – wurden 
identifiziert: erstens das dichte, gemischte Quartier, das in 
den Jahren zwischen Gründerzeit und Wiederaufbau errichtet 
worden ist, zweitens der suburbane Raum mit Einfamilien-
häusern und Reihenhausgebieten, drittens das Mischgebiet mit 
Wohn- und Gewerbeflächen und viertens die Großwohnsiedlung, 
die zwischen den 1950er und 2000er Jahren entstanden ist. 
Unter Berücksichtigung der spezifischen Bewohnerbedürfnisse 
sowie der unterschiedlichen baulichen und räumlichen Voraus-
setzungen der verschiedenen Quartierstypen wurde zunächst 
eine größere Bandbreite möglicher Lösungsideen erfasst. Die 
 
 

7	 |  �Die Interdisziplinäre Arbeitsgruppe Anders Bauen – für Ressourcenschonung und Klimaschutz der Berlin-Brandenburgischen Akademie 
der Wissenschaften (BBAW) widmet sich intensiv den Hindernissen, die einem nachhaltigen und klimagerechten Bauen entgegenstehen,  
URL: https://www.bbaw.de/forschung/anders-bauen [Stand: 18.06.2026].

8	 | � Ein Gruppendelphi ist ein strukturiertes Diskursverfahren aus qualitativen Bewertungen und quantitativen Plenumsdiskussionen. Im Gegensatz 
zum klassischen, anonymen Delphi-Verfahren werden offen Argumente ausgetauscht. Ziel ist die gemeinsame Erarbeitung von Konsens oder die 
Verständigung über Dissens. Der Ergebnisbericht ist auf der acatech Website abrufbar, URL: www.acatech.de/wp-content/uploads/2025/09/Bauen-
Wohnen_Abschlussbericht-Gruppendelphis_Dialogik.pdf [Stand: 15.06.2026].

9	 | � Bürgerräte bieten eine informelle Möglichkeit zur Bürgerbeteiligung in strukturierten Diskussionen. Sie ergänzen oft die Entscheidungsfindung 
auf regionaler Ebene. In diesem Projekt beteiligten sich Bürgerinnen und Bürger am wissenschaftlichen Bewertungsprozess. Stellvertretend für die 
Öffentlichkeit aus zwei Metropolregionen brachten sie ihre Bedürfnisse zu ausgewählten Themen ein. So halfen sie, die von Fachleuten vorgeschlagenen 
Lösungen für die Bau- und Wohnwende zu bewerten, einzuordnen und gesellschaftlich zu legitimieren. Der Ergebnisbericht ist auf der acatech Website 
abrufbar, URL: www.acatech.de/wp-content/uploads/2025/09/Bauen-Wohnen_-Abschlussbericht-Buergerraete_Dialogik.pdf [Stand: 15.06.2026].

10	 | � Mapping von Reallaboren und Best Practices der Plattform Bauen & Wohnen, URL: www.plattform-bauen-und-wohnen.de/reallabor-mapping [Stand: 
15.06.2026]; die Website wird voraussichtlich bis zum Projektende (31.03.2027) erreichbar sein.

Arbeitsgruppen diskutierten alle erkennbaren Lösungsansätze 
für die Schaffung von mehr bezahlbarem Wohnraum zunächst 
quartierssensibel. Anschließend priorisierten die Expertinnen 
und Experten diese Vorschläge quartiersübergreifend, um die-
jenigen mit dem größten Potenzial für mehr bezahlbares Wohnen 
zu Handlungsoptionen auszuformulieren. Dabei wurden zentrale 
Hürden auf der kommunalen Quartiersebene sowie komplexe 
Systemzusammenhänge erörtert. 

Die in den Arbeitsgruppen entwickelten Lösungsansätze wurden 
durch zwei sogenannte Gruppendelphis8 – mit Expertinnen und 
Experten aus dem Stakeholder-Beirat in der einen und externen 
Fachleuten in der zweiten Gruppe – zudem kontextualisiert, 
bestätigt und ergänzt. Die Ergebnisse dieser Gruppendelphis 
sind in die Erarbeitung der Handlungsoptionen eingeflossen. 
Parallel prüften zwei unabhängige Bürgerräte9 – in Berlin 
und im Ruhrgebiet – die soziale Verträglichkeit ausgewählter 
Themen. Die Wünsche und angesprochenen Bedarfe der be-
teiligten Bürgerinnen und Bürger wurden ebenfalls berück-
sichtigt. Daher spiegeln die Handlungsoptionen nicht nur den 
Sachverstand der beteiligten Fachleute wider, sondern auch 
die Präferenzen der betroffenen Bevölkerung, wenngleich die 
beiden Bürgerräte lediglich einen Teil der Gesamtbevölkerung 
abbilden. 

Ein projektbegleitendes deutschlandweites Mapping von Real-
laboren und Best Practices10 zur Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum im städtischen Bestand soll die Potenziale dieser 
Projekte sichtbar machen. Über die Website können detaillierte 
Profile der Reallabore und Best-Practice-Beispiele eingesehen 
werden. Projekte, die speziell zu den Handlungsoptionen 
passen, werden an den entsprechenden Stellen gezielt hervor-
gehoben.

11
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2	 Handlungsoptionen 
für mehr bezahlbares 
Wohnen im Bestand

2.1	 Kommunale Steuerungs-
instrumente für Boden und 
Wohnraum

Kommunen verfügen über verschiedene bodenpolitische, städte-
bauliche und sozialpolitisch wirksame Instrumente, die zur 
Schaffung von bezahlbarem Wohnraum beitragen können. Auch 
ökologische Ziele wie Klimaschutz und Klimaanpassung sollten 
bei der kommunalen Boden- und Wohnungspolitik mitbedacht 
werden. In den nachfolgenden Ausführungen werden drei in 
diesem Zusammenhang wichtige Instrumente näher betrachtet: 
das Vorkaufsrecht, das Erbbaurecht und die sogenannte Konzept-
vergabe. Die drei Instrumente setzen an unterschiedlichen 
Punkten des Boden- und Stadtentwicklungsprozesses an und 
ermöglichen Kommunen, Einfluss auf Eigentum, Nutzung und 
Entwicklung von Flächen zu nehmen. In Summe stellen diese 
bodenpolitischen Instrumente damit einen wichtigen Werk-
zeugkoffer dar, um dem Mangel an bezahlbarem Wohnraum in 
Deutschland grundsätzlich zu begegnen. Die Darstellung der 
Instrumente folgt daher einer prozesslogischen Reihenfolge: 
Zunächst wird das kommunale Vorkaufsrecht behandelt, da es 
Kommunen erlaubt, wohnungspolitisch relevante Liegenschaften 
in die öffentliche Hand zu überführen. Anschließend wird das Erb-
baurecht als Instrument der langfristigen Bodenbewirtschaftung 
zu erläutern sein. Und schließlich richtet sich der Fokus auf die 
Konzeptvergabe kommunaler Liegenschaften, mit deren Hilfe sich 
die Stadt- und Wohnraumentwicklung konkret steuern lässt.

2.1.1	 Kommunale Maßnahmen zur Umsetzung  
des Vorkaufsrechts

Das kommunale Vorkaufsrecht soll Gemeinden ermöglichen, bei 
bestimmten Grundstücks- oder Immobilienverkäufen anstelle der 
ursprünglichen Kaufpartei in den Kaufvertrag einzutreten und die 
Immobilie zu den gleichen Bedingungen zu erwerben. Der Gesetz-
geber wollte mit dem kommunalen Vorkaufsrecht erreichen, dass Ge-
meinden in gesetzlich klar definierten Fällen wichtige Liegenschaften 

11	 |  �Vgl. §§ 24, 25 BauGB, URL: https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__24.html und https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__25.html  
[für beide Stand: 15.06.2026].

12	 | � Ausschlaggebend für die aktuelle Rechtsprechung ist maßgeblich das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 09.11.2021, vgl. Bundesverwaltungs-
gericht, Urteil, 09.11.2021, 4 C 1.20, URL: https://www.bverwg.de/091121U4C1.20.0 [Stand: 15.06.2026].

erwerben können, um öffentliche Aufgaben sowie städtebauliche 
Ziele umzusetzen und so langfristig bezahlbares Wohnen in den 
betreffenden Stadtteilen zu ermöglichen. Allerdings ist die Aus-
übung des Vorkaufsrechts mit erheblichen Kosten verbunden, die 
nicht jede Kommune stemmen kann. Weitere Kosten entstehen im 
Gebäudebestand außerdem durch dessen klimagerechte Anpassung 
beziehungsweise klimapolitisch vorgeschriebene Ertüchtigung. Und 
schließlich gestaltet sich die Mitfinanzierung durch Banken vor dem 
Hintergrund steigender Anforderungen an die Berücksichtigung von 
Nachhaltigkeitskriterien und Klimarisiken zunehmend schwierig. 
Daher sollte das Vorkaufsrecht künftig nur sehr zielgerichtet ein-
gesetzt werden. Die tatsächliche Nutzung des kommunalen Vor-
kaufsrechts ist zudem eng an die rechtlichen Rahmenbedingungen 
gebunden, die auf Ebene des Bundes im Baugesetzbuch (BauGB) 
gesetzt werden (§§ 24, 25 BauGB).11 

Faktisch wird das kommunale Vorkaufsrecht derzeit fast nur noch 
dann angewendet, wenn ein Grundstück erkennbar städtebau-
liche Defizite aufweist – etwa bei länger andauerndem Leerstand 
oder einem erheblichen baulichen Verfall – oder wenn die Ge-
meinde es für ein konkret benanntes eigenes Vorhaben benötigt. 
Damit bleiben viele Anwendungsfälle außen vor, in denen das 
Instrument ursprünglich helfen sollte, etwa zur Sicherung sozialer 
Strukturen oder zur Entspannung angespannter Wohnungsmärkte. 
In der Folge kann das Vorkaufsrecht nicht so wirken, wie es sollte. 
Seine praktische Anwendung hängt außerdem stark davon ab, 
ob eine Kommune über ausreichend juristische Expertise ver-
fügt. Die rechtlichen Anforderungen sind nicht zuletzt aufgrund 
der Rechtsprechungspraxis12 inzwischen so hoch geworden, dass 
nur Gemeinden mit gut aufgestellten Rechtsabteilungen oder 
spezialisierter anwaltlicher Unterstützung die Ausübung rechts-
sicher vorbereiten und begründen können. Dies führt dazu, dass 
kleinere oder weniger gut ausgestattete Kommunen das Instrument 
kaum noch nutzen, obwohl vielerorts durchaus Bedarf besteht.

Wie in Kapitel 2.1 der parallel erschienenen Publikation Mehr 
bezahlbares Wohnen im Bestand – Handlungsoptionen für Bund 
und Länder erläutert wird, macht eine wirksame Stärkung des 
kommunalen Vorkaufsrechts deshalb zunächst eine klare gesetz-
geberische Rahmensetzung auf Bundes- und gegebenenfalls auch 
Landesebene erforderlich. Insbesondere sollte der Gesetzgeber 
die zulässigen Vorkaufsgründe präzisieren und den Anwendungs-
bereich des Rechts erweitern. Außerdem sind Bund und Länder 
angehalten, die Kommunen finanziell so auszustatten, dass diese 
auf dem Markt überhaupt handlungsfähig sind. Erst wenn diese 

12
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Rahmenbedingungen geschaffen sind, können die Kommunen 
ihr Vorkaufsrecht auch tatsächlich strategisch nutzen. In ein-
geschränkter Form sind die folgenden Vorschläge aber geeignet, 
den Handlungsspielraum der Kommunen bei der Ausübung des 
Vorkaufsrechts bereits heute zu erweitern.13 

Handlungsoptionen: Kommunales Vorkaufsrecht 
stärken

a) Ankaufsstrategie definieren

Für den Fall, dass das Vorkaufsrecht im Baugesetzbuch novelliert 
wird, braucht es eine klar definierte kommunale Ankauf-
strategie. Die Kommunen sollten daher festlegen, welche Ziele 
sie mit dem Einsatz des Vorkaufsrechts verfolgen und in welchen 
Gebieten oder für welche Fallkonstellationen ein Ankauf zu 
priorisieren ist. Dies kann sich etwa auf Milieuschutzgebiete, 
auf Quartiere mit hohem Verdrängungsdruck, auf zentrale Lagen 
mit Entwicklungspotenzial oder auf Objekte mit besonderer Be-
deutung für die kommunale Wohnraumversorgung beziehen. 
Grundvoraussetzung dabei ist, dass die Kommunen über eine 
klare städtebauliche Strategie und Planung verfügen.

Für die Umsetzung der Handlungsoption bedarf es im ersten Schritt 
klarer Planungsgrundlagen: Die Zusammenführung verschiedener 
Datenbestände, beispielsweise aus einem Leerstandskataster, dem 
aktuellen Bebauungsplan und der Erfassung von Baulücken und 
sonstigen Entwicklungsflächen im unbeplanten Innenbereich nach  
§ 34 BauGB14, ist daher eine gute Voraussetzung, um Prioritäten 
und Zielgebiete sinnvoll zu definieren. Klare Kriterien und Priori-
täten zur Wahrnehmung des Vorkaufsrechts erleichtern zudem ver-
waltungsinterne Entscheidungsprozesse, erhöhen die Transparenz 
gegenüber der Öffentlichkeit und ermöglichen schnelleres Handeln 
im Fall eines geplanten Verkaufs. Zugleich reduzieren sie das Risiko 
von Ad-hoc-Entscheidungen und tragen dazu bei, knappe finanzielle 
Ressourcen gezielt und wirkungsvoll einzusetzen. 

b) Bodenfonds als strategisches Finanzierungsinstrument stärken 
 
Die Einrichtung von Bodenfonds sollte als strategisches Finan- 
zierungsinstrument der Kommunen gestärkt werden, da die 
finanzielle Befähigung der Kommunen ein wesentlicher Erfolgs-
faktor für die Ausübung des Vorkaufsrechts ist. Denn der Erwerb 
von Boden ist auch bei Nutzung des Vorkaufsrechts gerade in 

13	 | � Zum Zeitpunkt der Publikationserstellung liegt der Kabinettsentwurf zur Novelle des Baugesetzbuches vor, das parlamentarische Verfahren ist noch nicht 
abgeschlossen. Eine grundlegende Ausweitung kommunaler Vorkaufsrechte ist im aktuellen Gesetzentwurf nicht vorgesehen. Zur Kabinettsfassung, 
vgl. Bundesregierung 2026, URL: www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungsverfahren/DE/Downloads/kabinettsfassung/baugb-upgrade.
pdf?__blob=publicationFile&v=2 [Stand: 16.06.2026].

14	 |  Vgl. § 34 BauGB, URL: https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__34.html [Stand: 15.06.2026].

urbanen Ballungsräumen sehr teuer. Hinzu kommen im Falle eines 
Erwerbs von Bestandsgebäuden mögliche Folgekosten – zum  
Beispiel infolge einer grundlegenden oder energetischen Sanierung – 
und Finanzierungsschwierigkeiten, da zentrale Kriterien der Nach-
haltigkeitsberichterstattung, die für eine Finanzierung durch Dritte 
erforderlich sind, nicht erfüllt werden. Der Aufbau kommunaler 
Bodenfonds ermöglicht Gemeinden vor diesem Hintergrund, trotz 
der schwierigen Rahmenbedingungen Grundstücke über das Vor-
kaufsrecht strategisch zu erwerben und für gemeinwohlorientierte 
Nutzungsweisen zu sichern. Durch die Bündelung von Finanzmitteln 
können kommunale Akteure bei entsprechender Beschlusslage 
oder Mandatierung durch das kommunale Parlament auf Ver-
kaufsfälle kurzfristig reagieren, da im Fonds vorab bereitgestellte 
Haushaltsmittel sowie Einnahmen aus der späteren Verpachtung 
oder dem Verkauf von Grundstücken gesammelt werden und 
dadurch fortlaufend Kapital für neue Ankäufe bereitsteht. Ziel 
eines Bodenfonds sollte sein, dass dessen Kapitalbasis langfristig 
wächst und damit eine dauerhafte, stabile Finanzierungsquelle für 
kommunale Ankäufe entsteht. Gleichzeitig erhöht ein solcher Fonds 
die strategische Planungssicherheit und reduziert die Abhängigkeit 
von kurzfristigen Förderprogrammen. 

c) Kooperationen mit gemeinwohlorientierten Akteuren nutzen
 
Neben dem direkten kommunalen Erwerb sollten Kooperationen 
mit gemeinwohlorientierten Akteuren eine zentrale Rolle bei der 
Umsetzung des Vorkaufsrechts spielen. Dazu zählen insbesondere 
kommunale Wohnungsbaugesellschaften, Stiftungen oder andere 
nicht gewinnorientierte Träger. Dabei sollte sichergestellt werden, 
dass die Ausgestaltung der Kooperation mit den einschlägigen 
Förderkriterien vereinbar ist und die gemeinwohlorientierte 
Zweckbindung gewahrt bleibt. 

Kommunen können im Rahmen des Vorkaufsrechts Immobilien 
und Grundstücke für das Bauen im Bestand erwerben, diese 
anschließend an gemeinwohlorientierte Partner weitergeben 
und gemeinsam mit ihnen entwickeln. Auf diese Weise lassen 
sich fachliche Kompetenzen bündeln, finanzielle Risiken teilen 
und langfristig bezahlbarer Wohnraum gewährleisten. Ko-
operationen eröffnen zudem die Möglichkeit, unter geeigneten 
Rahmenbedingungen innovative Wohn- und Nutzungsmodelle 
umzusetzen und den Gebäudebestand auf nachhaltige Weise 
weiterzuentwickeln, da solche Partner entsprechende Expertise, 
Ressourcen und Erfahrung einbringen.
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2.1.2	� Stärkung und Weiterentwicklung des  
Erbbaurechts 

Das Erbbaurecht ist ein zentrales bodenpolitisches Instrument, um 
bezahlbaren Wohnraum zu schaffen und langfristig zu sichern. 
Indem Kommunen Grundstücke nicht veräußern, sondern nach 
Erbbaurecht vergeben, behalten sie dauerhaft Zugriff auf den 
Boden und können so auch langfristig wohnungs- und sozial-
politische Ziele verfolgen. Im Gegensatz zum Verkauf liegt die 
Bedeutung des Erbbaurechts weniger in kurzfristigen Erlösen 
als in der langfristigen Steuerung von Bodenverfügbarkeit und 
Investitionsbedingungen, was die Bezahlbarkeit von Wohnraum 
maßgeblich beeinflusst.

Beim Erbbaurecht räumt der Eigentümer eines Grundstücks einem 
Investor oder Träger für einen längeren Zeitraum das Recht ein, 
auf diesem Grundstück zu bauen beziehungsweise das dort 
stehende Gebäude zu nutzen; der Erbbauberechtigte zahlt im 
Gegenzug einen regelmäßig wiederkehrenden Erbbauzins, der 
üblicherweise als prozentualer Anteil am Bodenwert festgelegt 
wird (in der Praxis häufig zwischen 3 und 5 Prozent). Die Lauf-
zeiten sind langfristig ausgestaltet und erstrecken sich meistens 
über mehrere Jahrzehnte (zum Beispiel 33 bis 99 Jahre).

Das Erbbaurecht kann somit ein wirkungsvolles Steuerungs-
instrument der Stadtentwicklung sein. Zum einen können 
Kommunen das Instrument durch einen gezielt niedrigen Erbbau-
zins als Subventionsmodell für gemeinwohlorientierte Projekte 
nutzen und gleichzeitig den Erbbauzins über die Laufzeit hinweg 
flexibel an die Gewinne der Projekte anpassen. Zum anderen 
können Erbbaurechtsverträge im Rahmen städtebaulicher Ver-
träge auch Forderungen der Stadt rechtssicher durchsetzen, zum 
Beispiel im Hinblick auf qualitative und soziale Ziele. 

Aus wohnungspolitischer Sicht bringt dieses Modell zwei wesent-
liche Vorteile: Erstens entfällt für gemeinwohlorientierte Träger 
und private Investoren der hohe einmalige Kapitalaufwand für 
den Grundstückserwerb; der Eigenkapitalbedarf reduziert sich 
dadurch erheblich. Zweitens verbleibt der Boden dauerhaft in 
kommunalem Eigentum, und die Kommune kann dann durch 
eine Konzeptvergabe im Rahmen des Erbbaurechts langfristig 
Einfluss auf die Entwicklung und Nutzung des Grundstücks oder 
der Immobilie nehmen.

Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass das wirtschaftliche 
Potenzial des Erbbaurechts maßgeblich von der Ausgestaltung 
des Erbbauzinses abhängt. Das Erbbaurecht ist nur dann attraktiv, 
wenn die Belastung durch den Erbbauzins nicht höher ausfällt 
als die Finanzierungskosten eines Grundstückserwerbs. Liegen 
marktübliche Zinssätze für Kredite auf vergleichbarem Niveau 

wie der Erbbauzins, entsteht kein klarer wirtschaftlicher Vorteil – 
und damit auch keine Motivation für potenzielle Erbbaurechts-
nehmerinnen und -nehmer, in den Vertrag einzutreten. Ohne 
gezielte politische Steuerung bleibt das Instrument in seiner 
Wirkung daher begrenzt.

Trotz seines gleichwohl beträchtlichen Potenzials ist das Erbbau-
recht in Deutschland bislang nicht flächendeckend etabliert. 
Eigentum wird von Projektentwicklern und Banken höher be-
wertet. So verlangen Banken zur Gewährung eines Darlehens 
insbesondere von Genossenschaften häufig das Eigentum am 
Grundstück als Sicherheit, was eine Nutzung des Erbbaurechts 
für solche Akteure erschwert. Zudem basieren viele bestehende 
Verträge auf älteren, über Jahrzehnte hinweg fortgeschriebenen 
Regelwerken, die komplex und wenig transparent sind. Es ist oft 
unklar, welche Vertragsregeln dauerhaft und welche nur zwischen 
den ursprünglichen Vertragspartnern gelten. Diese Unsicher-
heit erschwert in vielen Fällen die Finanzierung und praktische 
Umsetzung erbbaurechtlich verankerter Bau- oder Immobilien-
projekte.

Hinzu kommt der wirtschaftliche Druck für viele Kommunen: 
Der unmittelbare Verkauf von Grundstücken generiert kurzfristig 
höhere Einnahmen, während die Vergabe im Erbbaurecht auf 
langfristige Zahlungsströme setzt, die allerdings punktuell deut-
lich niedrigere Einnahmen bescheren. Damit steht die kurzfristige 
Haushaltslogik in vielen Fällen den strategischen Bodeninteressen 
der Kommunen gegenüber.

Vor diesem Hintergrund besteht die zentrale Herausforderung 
in der konsequenten strategischen Anwendung und Weiter-
entwicklung des Erbbaurechts. So sollen die nachfolgenden 
Maßnahmen dazu beitragen, das Erbbaurecht wirtschaftlich 
attraktiver, rechtlich transparenter und strategisch effektiver 
aufzustellen; zudem gilt es, die Bankenfinanzierung für ent-
sprechende Bau- und Immobilienprojekte leichter zugänglich zu 
machen – um so kurz- und mittelfristig bezahlbaren Wohnraum 
zu schaffen und die wohnungspolitische Steuerungsfähigkeit der 
Kommunen auch langfristig zu erhalten. 

Handlungsoptionen: Erbbaurecht stärken 

a) �Erbbaurecht als kommunales bodenpolitisches  
Regelinstrument etablieren

Eine zentrale Weichenstellung besteht darin, das Erbbaurecht 
nicht als Ausnahmefall, sondern als vorrangiges Instrument der 
kommunalen Flächenvergabe zu verankern. Auch im Gebäude-
bestand sollte die Vergabe im Erbbaurecht systematisch geprüft 
und gegenüber dem Verkauf priorisiert werden.
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Die Verknüpfung des Instruments mit einer Konzeptvergabe oder 
städtebaulichen Verträgen ermöglicht es, im Zuge der Bodenver-
gabe auch qualitative und soziale Kriterien zu berücksichtigen. 
Die Vergabeentscheidung wird dann also nicht vom Höchstgebot, 
sondern von der wohnungspolitischen Zielsetzung bestimmt. Lang-
fristig stärkt dies die kommunale Steuerungsfähigkeit. Während 
der Verkauf unwiderruflich Eigentum überträgt, bleibt beim Erb-
baurecht die Verfügungsmacht über den Boden erhalten. Ange-
sichts dynamischer Stadtentwicklungsprozesse stellt dies auf lange 
Sicht einen erheblichen strategischen Vorteil dar.

Für die Umsetzung der Handlungsoption sollten kommunale 
Grundstücksverwaltung, Stadtplanung, Rechtsabteilung, Käm- 
merei und Kommunalpolitik die sozialen und wohnungspolitischen 
Ziele der Gemeinde abstimmen sowie Kriterien und Rahmen-
bedingungen für Konzeptvergaben und die Vergabe von Grund-
stücken im Erbbaurecht erarbeiten. Zudem sind die kommunalen 
Wohnungsunternehmen als zentrale Akteure frühzeitig einzubinden. 
Zielkonflikte können insbesondere zwischen kurzfristigen Haushalts-
interessen und den Erfordernissen einer langfristigen Bodenstrategie 
entstehen und sollten daher politisch moderiert werden.

b) �Erbbauzins als aktives wohnungspolitisches Steuerungs-
instrument einsetzen

 
Der Erbbauzins ist der zentrale ökonomische Hebel innerhalb des 
Erbbaurechts. Seine Höhe und Struktur bestimmen maßgeblich 
die Wirtschaftlichkeit eines Projekts und damit die Umsetzbarkeit 
bezahlbarer Wohnangebote. Kommunen sollten den Erbbauzins 
daher differenziert und zielorientiert ausgestalten. Denkbar sind 
beispielsweise

	§ abgesenkte Zinssätze bei hohem Anteil an mietpreis-
gebundenem Wohnraum, da niedrigere laufende Kosten 
den Bau und Betrieb preisgünstiger Wohnungen wirtschaft-
lich erleichtern und abgesenkte Zinssätze zugleich einen 
direkten finanziellen Anreiz zur Schaffung von mietpreis-
gebundenem Wohnraum darstellen. Oftmals stellen erst ab-
gesenkte Zinssätze sicher, dass sich solche Wohnraumprojekte 
finanziell tragen, da der Residualwert eines Projekts – also 
der kalkulierte Betrag, der sich aus den erwarteten Erträgen 
nach Abzug aller Kosten und einer angemessenen Rendite 
ergibt – hier entsprechend geringer ausfällt;

	§ gestaffelte Zinssätze über die Laufzeit hinweg, weil niedrigere 
Belastungen in den ersten Jahren die Liquiditätssituation 
verbessern können und damit den Projektstart erleichtern, 
insbesondere bei Vorhaben für bezahlbares Wohnen;

	§ Kopplungen an die Mietpreisentwicklung, damit der Erbbau-
zins nicht schneller steigt als die erzielbaren Mieten. Dies 
stabilisiert die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für 
bezahlbares Wohnen und verhindert, dass steigende Erb-
bauzinsen zusätzlichen Druck auf das Mietniveau ausüben;

	§ flexible Modelle mit vertraglich definierten Anpassungs-
mechanismen, etwa durch festgelegte Ober- und Untergrenzen 
für mögliche Erbbauzinssätze, zeitweise Zinssenkungen in 
wirtschaftlich schwierigen Projektphasen oder an objektive 
Indikatoren wie Miet-, Preis- oder Baukostenentwicklungen 
gekoppelte Anpassungen. Solche Modelle schaffen Planungs-
sicherheit und ermöglichen es, auf veränderte wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen zu reagieren, ohne die Bezahlbarkeit des 
Wohnraums zu gefährden.

Entscheidend ist, dass der Erbbauzins so festgelegt wird, dass er 
im Vergleich zur Kreditfinanzierung eines Grundstückserwerbs 
einen realen Vorteil für den Erbbauberechtigten oder zumindest 
wirtschaftliche Gleichwertigkeit schafft. Andernfalls bleibt das 
Instrument im Wettbewerb mit dem Volleigentum benachteiligt. 

Die Umsetzung dieser Handlungsoption kann dann gelingen, 
wenn eine enge Abstimmung zwischen Kämmerei, Liegen-
schaftsamt und der kommunalpolitischen Entscheidungsebene 
erfolgt, da die Festlegung des Erbbauzinses sowohl wirt- 
schaftliche als auch wohnungspolitische Ziele betrifft. Kommu-
nen sollten transparente Kriterien für abgesenkte Zinssätze 
erarbeiten und diese offen kommunizieren. Konflikte können 
entstehen, wenn wirtschaftliche Erwartungen von Investoren 
und soziale Zielsetzungen auseinandergehen. Hier ist ein 
strukturierter Dialog hilfreich, um Erwartungen frühzeitig ab-
zugleichen und gemeinsam eine wirtschaftlich tragfähige und 
sozial wirksame Lösung zu entwickeln. Banken sollten früh 
eingebunden werden, um sicherzustellen, dass die gewählte 
Ausgestaltung des Erbbaurechts und die damit verbundenen 
Erbbauzinsregelungen eine stabile Finanzierung des Wohnungs-
bauvorhabens ermöglichen. 

c) �Gestaltung von Erbbaurechtsverträgen vereinfachen, 
standardisieren und flexibilisieren

 
Die Attraktivität des Erbbaurechts hängt wesentlich von der 
Transparenz und Rechtssicherheit der Erbbaurechtsverträge 
ab. Komplexe, historisch gewachsene Vertragswerke können 
insbesondere auf Investoren, Banken und kommunale Ver-
waltungen abschreckend wirken und die Finanzierung erschweren.  
Kommunen sollten daher auf eine Standardisierung hinwirken.  
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Hierzu gehören

	§ die Entwicklung klar strukturierter Musterverträge für Erb-
baurechtsvergaben,

	§ Leitfäden und Handreichungen zur Gestaltung rechtssicherer 
und wirtschaftlich tragfähiger Erbbaurechtsverträge,

	§ Modellrechnungen zur Bewertung der wirtschaftlichen 
Auswirkungen unterschiedlicher Erbbauzins- und Vertrags-
gestaltungen,

	§ Aufbau und Bündelung juristischer und finanzwirtschaftlicher 
Expertise in der zuständigen kommunalen Verwaltung.

Zugleich sollte es trotz Standardisierung die Möglichkeit geben, 
Erbbaurechtsverträge ausreichend flexibel zu gestalten: Denn 
zeitlich definierte Rückkaufsrechte oder anpassbare Zinssysteme 
sorgen für mehr Balance zwischen Planungssicherheit und An-
passungsfähigkeit.

Eine klare Trennung zwischen dinglichen Regelungen, die dauerhaft 
und gegenüber Dritten wirken sollen, und schuldrechtlichen Verein-
barungen, die nur zwischen den jeweiligen Vertragspartnern gelten, 
erhöht außerdem die Rechtssicherheit und erleichtert die Beleihung 
des Erbbaurechts durch Banken. Ziel sollte es sein, das Erbbaurecht 
als kalkulierbares, marktfähiges und transparentes Instrument zur 
bodenpolitischen Steuerung auf kommunaler Ebene zu verankern.

Im Zuge der Umsetzung sollte zunächst eine Bestandsaufnahme 
vorhandener Erbbaurechtsverträge erfolgen, um Klärungs‑ und 
Vereinfachungsbedarf zu identifizieren. Die Liegenschafts‑, die 
Rechts‑ und die Finanzabteilung der betreffenden Kommune sollten 
dabei gemeinsam standardisierte Vertragsmuster entwickeln. 
Formate zum Austausch mit Investoren und Finanzinstituten 
können außerdem dazu beitragen, Finanzierungsfragen – etwa 
zur Bewertung des Erbbaurechts als Kreditsicherheit oder zur Aus-
gestaltung von Erbbauzinsregelungen – frühzeitig zu klären und 
bei der Vertragsgestaltung zu berücksichtigen. Konflikte können 
entstehen, wenn die beteiligten Ämter der kommunalen Verwaltung 
unterschiedliche Prioritäten setzen, etwa bei wirtschaftlichen, recht-
lichen oder wohnungspolitischen Zielen.

d) Kommunikationsstrategie entwickeln
 
Neben strukturellen Reformen ist eine gezielte Kommunikations- 
und Sensibilisierungsstrategie erforderlich. Das Erbbaurecht muss 
sowohl innerhalb der öffentlichen Verwaltung als auch gegen-
über Investoren, Banken sowie Grundstückseigentümerinnen und 

-eigentümern als strategisches Instrument kommunaler Boden-
politik definiert werden.

Mögliche Bestandteile einer solchen Strategie sind

	§ aktive Informationsangebote, etwa zur Funktionsweise des 
Erbbaurechts, zu wirtschaftlichen Auswirkungen und zu den 
Möglichkeiten, mithilfe des Erbbaurechts bezahlbaren Wohn-
raum zu schaffen;

	§ transparente Standardverfahren für die Vergabe von Erb-
baurechten, die Zuständigkeiten, Auswahlkriterien und Ent-
scheidungswege klar regeln und nachvollziehbar machen; 

	§ praxisnahe Argumentationsleitfäden, die für Kommunal- 
verwaltung, Kommunalpolitik und Investoren aufbereitet 
sind und kompakt den wohnungspolitischen Mehrwert des 
Erbbaurechts vermitteln;

	§ die gezielte Ansprache potenzieller Grundstückseigen-
tümerinnen und -eigentümer, die Flächen nach Erbbaurecht 
für gemeinwohlorientierte Projekte bereitstellen könnten.

Diese Maßnahmen können dazu beitragen, kulturelle Vorbehalte 
gegenüber dem Erbbaurecht abzubauen und Vertrauen in dessen 
langfristige Verlässlichkeit zu schaffen.

Die Umsetzung einer aktiven Kommunikationsstrategie sollte 
sowohl die zuständigen Akteure in der öffentlichen Verwaltung 
als auch externe Zielgruppen adressieren. Die Kommune sollte 
Informationsmaterialien bereitstellen, Austauschformate 
etablieren und Ansprechpersonen benennen. Einzubinden sind 
dabei insbesondere Banken, Investoren und zivilgesellschaft-
liche Akteure, um bei diesen die Akzeptanz des Erbbaurechts zu 
fördern. Gleichzeitig gilt es, innerhalb der Kommunen selbst ein 
Bewusstsein für die Potenziale des Instruments zu schaffen, was 
durch einen gezielten Kompetenzaufbau, beispielsweise durch 
Fortbildungen, unterstützt werden kann. 

2.1.3	� Kommunale Quartiersentwicklung durch 
Konzeptvergabe

Für Kommunen ist die Möglichkeit, Partner für eine nachhaltige 
und rechtlich abgesicherte Vergabe von Grundstücken beziehungs-
weise Liegenschaften gezielt anzusprechen und auszuwählen, von 
zentraler Bedeutung. Dafür eignet sich die kommunale Konzept-
vergabe, die sich in den vergangenen Jahren zu einem zentralen 
städtebaulichen und bodenpolitischen Steuerungsinstrument ent-
wickelt hat. Sie ermöglicht es Kommunen, bei der Veräußerung 
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oder Vergabe von Grundstücken und Liegenschaften nicht allein 
nach dem Höchstpreisprinzip zu entscheiden, sondern auf Grund-
lage qualitativer Kriterien auszuwählen, welche Akteure Eigentum 
erwerben oder ein Erbbaurecht erhalten sollen.

Gerade im Umgang mit dem kommunalen Gebäudebestand 
gewinnt das Instrument der Konzeptvergabe an Bedeutung: 
Kommunen können bei Entscheidungen über die Verwertung von 
Gebäudebeständen bestimmte Qualitätskriterien einer künftigen 
Bebauung und (Um-)Nutzung mitberücksichtigen. Damit ver-
bindet sich ein Paradigmenwechsel hin zu einer strategischen 
Boden- und Liegenschaftspolitik, die städtebauliche, soziale und 
ökologische Ziele integriert. Besonders relevant ist hier, wie in 
Kapitel 2.1.2 bereits beschrieben, die Vergabe von Erbbaurechten, 
die es Kommunen ermöglicht, den kommunalen Boden langfristig 
im öffentlichen Eigentum zu halten und gleichzeitig Projekt-
träger zu verpflichten, dauerhaft sozialverträgliche Mieten zu 
sichern. Reduzierte Erbbauzinssätze, beispielsweise zur gezielten 
Förderung von mietpreisgebundenem Wohnraum, können dann 
mit Verweis auf eine höhere „Stadtrendite“ – verstanden als lang-
fristiger gesamtstädtischer Mehrwert – begründet werden.

Die kommunale Konzeptvergabe hat – bei klar geregelten Vergabe-
prozessen und Zuständigkeiten – eine beträchtliche Steuerungs-
wirkung: Über ein flexibles Vergaberecht und einen klar definierten 
Kriterienkatalog können Kommunen Vorgaben zur Nutzung, 
zur sozialen Mischung, zur Bezahlbarkeit und zur Gemeinwohl-
orientierung integrieren, aber auch ökologische Bau- und Freiraum-
konzepte (zum Beispiel Begrünung, geringe Flächenversiegelung, 
Nutzung nachhaltiger Materialien), Energie- und Klimakonzepte (wie 
Energieeffizienzstandards, Nutzung erneuerbarer Energien, klima-
neutrale Wärmeversorgung), Partizipation oder Quartiersentwicklung 
bei der Auswahlentscheidung berücksichtigen. Damit wird der Markt-
mechanismus um qualitative Anforderungen ergänzt – ein wichtiger 
Schritt, um Nachbarschaften zu erhalten, stabile Mietstrukturen zu 
gewährleisten und soziale Infrastruktur langfristig zu sichern.

In Bezug auf die Schaffung bezahlbaren Wohnraums zeigt sich 
besonders deutlich, wie groß der Nutzen der Konzeptvergabe sein 
kann: Sie eröffnet gemeinwohlorientierten Akteuren realistische 
Chancen im Vergabeverfahren, weil nicht der Höchstpreis, sondern 
die Qualität der vorgesehenen Nutzung entscheidet. Gleichzeitig 
ermöglicht sie der betreffenden Kommune, Mietpreise auch 
langfristig bezahlbar zu halten – zum Beispiel, indem bei einer 
Erbbaurechtsvergabe klare Mietobergrenzen festgelegt oder ein 
vertraglich definierter Anteil der Wohnungen dauerhaft zu miet-
preisgedämpften Konditionen bereitgestellt werden muss. Darüber 
hinaus trägt die Konzeptvergabe dazu bei, quartiersbezogene 

15	 |  Vgl. Alte Feuerwache Weimar e. V., URL: www.feuerwache-weimar.de [Stand: 16.06.2026].

Maßnahmen entlang städtebaulicher Entwicklungskonzepte 
sozial ausgewogen umzusetzen, indem sie Wohn-, Nutzungs- 
und Versorgungskonzepte fördert, die langfristig tragfähig und 
sozialverträglich sind. Die Einbindung engagierter Akteure aus 
der Zivilgesellschaft mit entsprechenden Governance-Strukturen 
(zum Beispiel in Form eines bürgerschaftlich getragenen Vereins) 
stellt hier einen wesentlichen Erfolgsfaktor dar. Welche Rolle die 
Konzeptvergabe bei der Bestandsentwicklung und Umnutzung 
von Gebäuden spielen kann, zeigt nachfolgendes Beispiel aus 
der Praxis.  

Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche Konzeptvergabe

Ein präziser und lokal angepasster Kriterienkatalog, der auf einem 
übergreifenden städtebaulichen Gesamtkonzept basiert, stellt 
einen zentralen Bestandteil der Konzeptvergabe dar. Kommunen 
können Kriterien im Sinne des Gemeinwohls so definieren, dass 
sie lokalpolitische Ziele wie die soziale Mischung im Quartier, 
Mietpreisbegrenzung, innovative Wohnformen oder ökologische 
Standards abbilden. Präzise und differenzierte Kriterien erhöhen 
zudem die Transparenz der Vergabe, machen Bewertungsprozesse 
objektiver und steigern die Nachvollziehbarkeit für Bewerber. 
Gleichzeitig entstehen bei der Konzeptvergabe oftmals Konflikte 
zwischen zu ambitioniert gesetzten qualitativen Kriterien  
der Konzeptvergabe und der finanziellen Realisierbarkeit für 
kleine Träger. 

Aus der Praxis – Alte Feuerwache Weimar

Im September 2019 setzte sich der Alte Feuerwache  
Weimar e. V., ein bürgerschaftlicher Verein, in einem 
Konzeptverfahren der Stadt Weimar mit seinem nach-
frageorientierten Nutzungskonzept durch und erhielt den 
Zuschlag für die seit 2006 leer stehende alte Feuerwache 
Weimar. Grundlage für das Konzept bildeten öffentliche 
Informationsabende, eine Quartierswerkstatt und Be-
fragungen der zukünftigen Nutzerinnen und Nutzer. Durch 
Ausbau und Aufstockung schuf die gemeinwohlorientierte 
Initiative bezahlbaren Wohnraum für Alt und Jung sowie 
für Menschen mit und ohne Beeinträchtigung. Neben 
Wohnhäusern sind auch Flächen für ein gutes Zusammen-
leben und Wirtschaften (unter anderem ein Kiezcafé und 
kleinteiliges Gewerbe) vorgesehen. Die Häuser auf dem 
Areal der Alten Feuerwache sind in das Eigentum der 
Mieterschaft überführt worden.15 
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Handlungsoptionen: Konzeptvergabe stärken

a) �Konzeptvergabe rechtssicher, flexibel und niedrigschwellig 
gestalten

Kommunen sollten ein Vergabeverfahren wählen, das sowohl 
ein hohes Maß an Rechtssicherheit gewährleistet als auch die 
notwendige Verbindlichkeit und Flexibilität für die Umsetzung 
innovativer Vorhaben bietet. Für die Durchführung einer Konzept-
vergabe kann unter geeigneten Voraussetzungen insbesondere 
die Konzessionsvergabe genutzt werden. Sie ermöglicht es 
Kommunen, Konzeptträger anhand qualitativer Kriterien aus-
zuwählen und ihnen die Umsetzung sowie die wirtschaftliche 
Nutzung eines Vorhabens zu übertragen. Das damit verbundene 
wirtschaftliche Risiko wird dabei weitgehend von den Konzept-
trägern übernommen.

Um eine breite Beteiligung potenzieller Partner bei der Konzept-
vergabe zu erreichen, sollte das Verfahren möglichst niedrig-
schwellig ausgestaltet sein. So haben sich in der Praxis mehr-
stufige Verfahren bewährt, bei denen das Konzept zunächst nur 
skizziert wird. Ausgewählte Teilnehmer können sich im nächsten 
Schritt dann plattformgestützt miteinander vernetzen und ge-
gebenenfalls für die nächste Runde gemeinsam bewerben. In der 
letzten Phase des Verfahrens folgt die vorläufige Reservierung 
der Liegenschaft (Anhandgabe) für den ausgewählten Bieter, die 
schließlich in einen bindenden Erbbaurechts- oder Verkaufsver-
trag mündet. 

b) �Transparenz schaffen, öffentliche Nachvollziehbarkeit stärken 
und Konzeptvergaben aktiv kommunizieren

 
Wir empfehlen ein Portal, das laufende und geplante Vergaben, 
Vergabekriterien, Zeitrahmen, Entscheidungsprozesse und Best-
Practice-Beispiele öffentlich und transparent zugänglich macht. 
Solch ein Portal schafft Vertrauen ins Verfahren und ermöglicht 
Lernprozesse, indem Erfahrungen aus erfolgreichen Vergaben 
und umgesetzten Projekten nachvollziehbar gemacht werden. 
Darüber hinaus sollten Kommunen Konzeptvergaben proaktiv 
kommunizieren, um potenzielle Bewerber frühzeitig zu informieren 
und Investoren zu mobilisieren. Eine proaktive Ansprache trägt 
außerdem dazu bei, die Vielfalt der eingehenden Konzepte und 
so auch die Qualität des Gesamtangebots zu erhöhen.

Für die Umsetzung dieser Handlungsoption ist zunächst ein ent- 
sprechendes digitales Portal erforderlich, das vom kommunalen 
Grundstücksmanagement gepflegt wird. Regelmäßige Aktuali- 
sierungen erfordern hier zudem klar definierte Zuständigkeiten 
und Abläufe sowie verlässliche interne Informationsflüsse. 

16	 |  Vgl. Mitbauzentrale München 2026.

Zusätzlich sollte die kommunale Verwaltung Informations-
veranstaltungen anbieten, Netzwerkformate etablieren und 
relevante Akteure direkt kontaktieren, um das Instrument der 
Konzeptvergabe vorzustellen und auf konkrete Ausschreibungen 
aufmerksam zu machen. Darüber hinaus gilt es, mit regionalen 
Netzwerken, Hochschulen oder Landesministerien zu kooperieren. 
Konflikte können insbesondere bei der Veröffentlichung von 
Informationen zu Bewerbungsverfahren, Bewertungsergebnissen 
und Auswahlentscheidungen entstehen. Daher sollte frühzeitig 
geprüft werden, welche Informationen aus datenschutz- und ver-
gaberechtlicher Sicht veröffentlicht werden dürfen.

c) �Beratungs- und Unterstützungsangebote für kleinere oder 
neue Akteure anbieten

 
Für kleinere oder neue Akteure sollten gezielt Beratungs- und 
Unterstützungsangebote geschaffen beziehungsweise aus-
gebaut werden. Gerade kleinere Genossenschaften, Baugruppen 
oder Initiativen benötigen oftmals Unterstützung, etwa bei der 
Beantragung von Bankbürgschaften und öffentlichen Förder-
geldern oder bei der Erbringung belastbarer Finanzierungs-
nachweise. Das Beispiel der Mitbauzentrale München zeigt, wie 
niedrigschwellig angesiedelte Beratungsstellen die Teilnahme 
vieler Akteursgruppen befördern.16 Die entsprechenden Anlauf-
stellen beraten bei der Projektentwicklung, etwa hinsichtlich 
geeigneter Rechtsformen, organisatorischer Strukturen und trag-
fähiger Finanzierungsmodelle, vernetzen Akteure und erläutern 
Finanzierungswege.

Die Umsetzung der Handlungsoption erfolgt durch Einrichtung 
einer Beratungsstelle oder Ausbau bereits bestehender Be-
ratungsangebote. Potenzielle Bewerber sollten zudem früh-
zeitig kontaktiert werden. In Workshops, Sprechstunden oder 
Informationsveranstaltungen sollten Finanzierungsfragen ge- 
klärt sowie Fördermöglichkeiten und Anforderungen der 
Konzeptvergabe erläutert werden. Konflikte entstehen in diesem 
Zusammenhang häufig durch begrenzte Kapazitäten kleiner 
Initiativen; daher sollte die Beratung die Machbarkeit möglicher 
Einreichungen realistisch einschätzen helfen und Kooperationen 
zwischen interessierten Akteuren fördern.

d) �Gemeinwohlorientierte Akteure stärken und Erbbaurechte 
nutzen

 
Kommunen sollten prüfen, ob eine vorrangige Vergabe an gemein-
wohlorientierte Akteure sinnvoll ist, da diese in der Regel stabil 
niedrigere Mieten anbieten und langfristig orientierte Nutzungs-
konzepte verfolgen. In Kombination mit dem Erbbaurecht kann 

18



die betreffende Kommune solche wohnungspolitischen Ziele 
zudem zusätzlich absichern, da das Erbbaurecht langfristige 
Mietobergrenzen sowie dauerhafte gemeinwohlorientierte 
Nutzungsweisen vertraglich festschreiben kann und das Grund-
stück darüber hinaus im Eigentum der Gemeinde verbleibt.

Die Kommune sollte für die Umsetzung in ihren bodenpolitischen 
Leitlinien festlegen, dass bei bestimmten Projekten gemeinwohl-
orientierte Akteure bevorzugt zu berücksichtigen sind. Konflikte 
können entstehen, wenn private Entwickler für sich selbst Wett-
bewerbsnachteile sehen. Daher braucht es rechtssichere, trans-
parente Vergabekriterien und ein flexibles Vergabeverfahren. Dies 
ermöglicht es, gegebenenfalls bis in die Phase der Anhandgabe 
hinein notwendige Anpassungen vornehmen zu können, damit 
das Vorhaben für die gemeinwohlorientierten Akteure wirtschaft-
lich tragfähig bleibt. Gleichzeitig können standardisierte Erbbau-
rechtskonditionen entwickelt werden, die dauerhafte Mietpreis- 
und Belegungsbindungen rechtlich absichern. 

2.2	 Katastergestützte Erfassung 
und Aktivierung von Wohnraum-
potenzialen

Nutzung leer stehender Wohnimmobilien, Umnutzung leer 
stehender Büro- oder Industriegebäude zu Wohnzwecken sowie 
Bebauung von Baulücken und Aufstockung sind Lösungen, 
um auf nachhaltige Weise mehr bezahlbaren Wohnraum zu 
schaffen – anstatt neue Baugebiete zu erschließen und diese an 
die bestehende Infrastruktur anbinden zu müssen. Die Deutsch-
landstudie 2019 der Technischen Universität Darmstadt und des 
Pestel Instituts zeigt, dass der Bestand hierzulande immenses 
Potenzial insbesondere für Aufstockung und Umnutzung von 
Büro- und Verwaltungsgebäuden birgt: In Regionen mit erhöhtem 
Wohnbedarf wurde für Mehrfamilienhäuser (ab drei Wohnungen) 
ein Potenzial von bis zu 2,7 Millionen zusätzlichen Wohnungen 
ermittelt.17  

Um Wohnraum im Bestand schaffen und/oder aktivieren zu 
können, müssen die Potenziale aber zunächst sichtbar gemacht 
werden: Auf der Grundlage digitaler Katasterdaten können 
Kommunen potenzielle Projekte auf Umsetzbarkeit prüfen und 
mit der städtebaulichen Gesamtstrategie abstimmen. Voraus-
setzung dafür ist ein rechtssicherer Zugriff auf Grundstücks- und 
Gebäudedaten sowie die Integration dieser Daten. So wird ein 
digitales Kataster zum Monitoringinstrument, das für eine aktive 

17	 |  Vgl. Technische Universität Darmstadt/Pestel Institut 2019.
18	 |  Zu den Herausforderungen vgl. InWIS 2025.

Boden- und Wohnungspolitik wichtige Informationen bereithält 
und auf unterschiedliche Ziele ausgerichtet ist: 

	§ Erhebung von Leerstand und Umnutzungspotenzialen: 
Ungenutzte Wohn- oder konvertierbare Büro-, Handels- und 
Industriegebäude werden systematisch erfasst. Ziel ist es, 
den Umfang des Leerstands zu ermitteln, Eigentümerinnen 
und Eigentümer zu identifizieren und Potenziale zur Wohn-
raumschaffung aufzuzeigen, was auch die Planung von 
Sanierungs- und Modernisierungsprojekten erleichtert. 

	§ Erhebung von Nachverdichtungspotenzialen: Hierbei 
geht es um die Bebauung von Baulücken, um Anbauten, 
Aufstockungen sowie Dachgeschossausbauten. Abzubilden 
ist, ob die planungsrechtlich zulässige Ausnutzung des 
Grundstücks bereits erreicht ist oder ob Abstandsflächen 
eingehalten werden können. Auch Ergebnisse technischer 
Prüfungen (beispielsweise die Tragfähigkeitsprüfung von 
Bestandsgebäuden vor einer Aufstockung) könnten in das 
Kataster einfließen und so zur städtebaulichen Planungs-
arbeit beitragen.18  

Digitale Kataster, die Leerstand, Umnutzungs- und Nachver-
dichtungspotenziale erfassen, können, wenn sie städtebaulich 
begleitet und ausgewertet werden, sozialpolitische Ziele unter-
stützen und eine nachhaltige Stadtentwicklung fördern. Zudem 
bilden sie eine geeignete Datengrundlage für die Förderung der 
Quartiersmodernisierung und für die Durchsetzung von Zweck- 
entfremdungs- und Umwandlungsverboten. Eine Verknüpfung 
mit klimabezogenen Daten (zum Beispiel Hitze- und Starkregen-
gefahren, Versiegelungsgrad, Grün- und Freiraumversorgung) 
kann zudem zur Klimaanpassung in einem Quartier beitragen.

Der Großteil der leer stehenden Wohnungen, der umnutzungs-
geeigneten Industrie- und Bürogebäude oder der Grundstücke mit 
Nachverdichtungspotenzial befindet sich hierzulande in privater 
Hand. Somit stehen diese Flächen dem Markt nicht unmittelbar 
zur Verfügung: Im Falle von missbräuchlichem Leerstand gestaltet 
sich der Nachweis oftmals schwierig. In vielen Kommunen be-
steht ein Vollzugsdefizit, da die personellen, technischen und 
rechtlichen Ressourcen für eine systematische Kontrolle und 
Durchsetzung häufig nicht ausreichen. Gleichzeitig bleibt poten- 
zieller Wohnraum oft beliebig lange leer stehend, wenn ordnungs-
rechtliche Instrumente wie das Zweckentfremdungsgesetz nicht 
greifen. Oft fehlen auch Vorgaben für finanzielle Sanktionen oder 
andere Maßnahmen wie die Wiederherstellung des ursprünglichen 
Wohnraums, Vermietungsverpflichtung oder Verwaltungszwang, 
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um Eigentümerinnen und Eigentümer zur Aktivierung ihrer leer 
stehenden Immobilie zu bewegen. Auch beim Thema Nachver-
dichtung stoßen Kommunen an rechtliche Grenzen, da sie nur 
bedingt in private Eigentumsrechte eingreifen können – denn 
maßgeblich ist der verfassungsrechtlich garantierte Schutz des 
privaten Eigentums nach Artikel 14 Grundgesetz (GG).19 Eigen-
tumsrechte sind demnach grundsätzlich zu wahren. Ferner können 
sich gerade in locker bebauten Gebieten Eigentümerinnen und 
Eigentümer in ihren Rechten eingeschränkt fühlen, wenn sie 
ein Grundstück beziehungsweise die Immobilie auch wegen 
der lockeren Bebauung gekauft haben – und dann im Quartier 
nachverdichtet wird. Zum Beispiel könnte die Aufstockung eines 
nachbarschaftlichen Gebäudes die Aussicht vom eigenen Balkon 
verändern. Allerdings können Kataster auch in solchen Fällen, 
in denen Eigentumsrechte berührt sind, für die Dringlichkeit der 
Nachverdichtung zumindest sensibilisieren. Die Gemeinde muss 
dann im Dialog mit den Eigentümerinnen und Eigentümern die 
Moderatorenrolle übernehmen und den gesamtgesellschaftlichen 
Dialog zur Nachverdichtung initiieren.

Einrichtung und Pflege eines Katasters sind aufwendig, da sich 
Daten schnell ändern und sie daher regelmäßig aktualisiert 
werden müssen. Technisch könnte ein digitales Kataster auf 
Basis des Amtlichen Liegenschaftskataster-Informations-
systems (ALKIS) und verschiedener Geoinformationssysteme 

19	 |  Vgl. § 14 GG, URL: www.gesetze-im-internet.de/gg/art_14.html [Stand: 15.06.2026].
20	 |  Vgl. LDBV Bayern.
21	 | � Detaillierte Ergebnisse der im Projekt Bauen & Wohnen durchgeführten Bürgerräte unter der URL: www.acatech.de/wp-content/uploads/2025/09/

Bauen-Wohnen_-Abschlussbericht-Buergerraete_Dialogik.pdf [Stand: 15.06.2026].

(GIS) etabliert werden.20
21 Dieses digitale Kataster ließe sich dann 

in bestehende GIS-Systeme integrieren, die Mustererkennung er-
möglichen, zum Beispiel bei Quartieren mit hohem Leerstand, 
Gebäuden mit Modernisierungspotenzial, Baulücken und weiteren 
Nachverdichtungsmöglichkeiten oder Zusammenhängen zwischen 
Mietpreisen und Leerstand. Für die Datenerhebung kommen 
verschiedene Quellen infrage: Melderegister, Energieversorger, 
kommunale Bauämter oder Eigentümerbefragung. Ergänzend 
können Luftbilder, Satellitendaten und digitale Werkzeuge wie 
interaktive Web-Karten (Open Data), 3D-Gebäudemodelle zur 
Visualisierung von Nachverdichtungspotenzialen oder durch Künst-
liche Intelligenz (KI) gestützte Tools zur Leerstandserkennung genutzt 
werden. Cloudbasierte Plattformen oder kommunale Rechenzentren 
ermöglichen die zentrale Speicherung und Auswertung der Daten. 
Regelmäßige – beispielsweise jährliche – Datenerhebungen stellen 
sicher, dass die Informationen aktuell bleiben. Die Daten sollten 
Angaben zu Lage, Größe, Nutzungstyp, Zustand, Eigentümerinnen 
und Eigentümern sowie Dauer des Leerstands enthalten.

Relevant ist in diesem Zusammenhang allerdings auch der Daten-
schutz. Das gilt umso mehr, wenn das Kataster öffentlich einseh-
bar ist. Für präzise Analysen auf Gebäudeebene wäre das Kataster 
neben öffentlich zugänglichen Geodaten zudem auch auf Daten 
angewiesen, die nicht zur Veröffentlichung freigegeben sind 
beziehungsweise nur unter bestimmten Umständen erworben 

Aus den Bürgerräten

Die Teilnehmenden diskutierten die Verhältnismäßigkeit von Maßnahmen zur Nachverdichtung beziehungsweise gegen Leer- 
stand vor dem Hintergrund des Wohnungsmangels und der nötigen Infrastruktur in einem Quartier.

Nachverdichtungsmaßnahmen wurden mehrheitlich sehr positiv kommentiert. Die Teilnehmenden hoben hier vor allem die 
Aufstockung von einstöckigen Supermarktgebäuden als vorbildlich hervor. Wohnprojekte auf ehemaligen Industrieflächen 
wurden ebenfalls als sinnvolle Maßnahmen bewertet. Allerdings sollten Nachverdichtungsmaßnahmen nach Einschätzung 
der Bürgerräte nicht zu einer Überlastung der vorhandenen Infrastruktur führen. Zudem lehnten die Teilnehmenden solche 
Maßnahmen ab, die lediglich zum Ausbau im Luxussegment beitragen – etwa die Aufstockung von Wohngebäuden mit 
teuren Penthäusern.

Dass viele Wohn- und Bürogebäude trotz der vorherrschenden Wohnungsnot leer stehen, empörte die Mehrheit der Teil-
nehmenden. Solche Gebäude und Grundstücke sollten besser genutzt werden – Leerstand sei nicht zu dulden. Dem Neubau 
sei die Nutzung des Leerstands und gegebenenfalls die Umnutzung eines Gebäudes zu Wohnzwecken klar vorzuziehen. Um 
Leerstand zu verhindern oder zu beheben, sollten Kommunen zudem stärker regulierend in den Markt eingreifen.21 
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werden dürfen, etwa zu Forschungszwecken. Der Zugang ist be-
schränkt, wenn personen- oder eigentumsbezogene Daten sowie 
Urheberrechte betroffen sind, beispielsweise bei hochauflösenden 
Gebäudemodellen (vor allem baurechtlich und technisch relevant) 
oder bei der Darstellung von Eigentumsverhältnissen. 

Schließlich ist der Aufbau und Betrieb eines Katasters mit erheb- 
lichen personellen und technischen Ressourcen verbunden: 
Eine Zusammenarbeit mit Stadtwerken, Grundbuchämtern oder 
Wohnungsunternehmen wäre hier hilfreich; Schnittstellen mit  
Verwaltungssystemen und Kooperationen mit Wohnungsunter-
nehmen bieten weitere Möglichkeiten. Allerdings stellt die 
Komplexität eine Herausforderung dar, die vor allem kleinere 
Kommunen an ihre Grenzen bringt. 

Und schließlich sollte Nachverdichtung hin zu mehr Wohnraum 
nicht den Verlust von Grünflächen oder bestehenden sozialen 
Quartiersstrukturen mit sich bringen. Bei größeren Maßnahmen 
bedarf es gegebenenfalls zudem ergänzender Infrastrukturmaß-
nahmen. Im Kontext der Nachverdichtung ist auch der Austausch 
mit Bürgerinnen und Bürgern zu suchen, wie nachverdichtende 
Maßnahmen für bezahlbaren und qualitätsvollen Wohnraum 
sozialverträglich und nachhaltig umgesetzt werden können. 

Handlungsoptionen: Leerstand, Umnutzungs-  
und Nachverdichtungspotenziale mittels Kataster 
erfassen

a) Katasterlösungen aufsetzen

Zuerst sollten die Kommunen die Zwecke formulieren, die ein 
wohnungspolitisch einsetzbares digitales Kataster zu erfüllen 
hat; außerdem sollten sie dessen Kosten kalkulieren und die An-
wendungsmöglichkeiten definieren, denn davon hängt die konkrete 
Konfiguration ab – also die Frage, welche Potenziale, wie und in 
welchem Maße erfasst werden (Datenquellen, technische Infra-
struktur, Quantität der Daten, Datentiefe). Zudem müssen die 
eigentums- und datenschutzrechtlichen Grenzen geklärt werden. 
Zu entscheiden ist außerdem, welche zusätzlichen Daten einfließen 
sollen (zum Beispiel Klimadaten, Daten aus Bürgerbeteiligung, 
Baustellendaten), wer die Lösung aufsetzt und betreut und ob das 
Kataster öffentlich oder nur verwaltungsintern zugänglich sein soll. 
Für Städte mit besonders großer Wohnungsnot und großem städte-
baulichen Transformationsbedarf könnte ein ausschließlich intern 
zugängliches Informationstool sinnvoller sein, um Spekulation zu 
vermeiden. In kleineren Städten geht es hingegen möglicherweise 
mehr um ein öffentliches Bewusstsein für den Leerstand und für 

22	 |  Vgl. § 31 Absatz 3 BauGB, URL: https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__31.html [Stand: 15.06.2026].
23	 |  Vgl. § 246e BauGB, URL: https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__246e.html [Stand: 15.06.2026].

Wohnungsbaupotenziale im Bestand, sodass Eigentümerinnen und 
Eigentümer sowie Investoren Einblick haben sollten. 

Je nach Konfiguration müssen dann die entsprechenden internen 
Strukturen für ein digitales Kataster geschaffen werden, wobei die 
Erhebungen weitestgehend automatisiert ablaufen und die Er-
gebnisse anschließend durch geschultes Planungspersonal städte- 
baulich ausgewertet werden sollten. Sinnvoll wäre außerdem 
die Einrichtung einer zentralen Koordinierungsstelle – etwa im 
Stadtplanungs- oder im Liegenschaftsamt. Auch eine interdiszi- 
plinäre Arbeitsgruppe mit klaren Zuständigkeiten könnte sinnvoll 
sein, sofern diese Kapazitäten zur Verfügung stehen. Diese könnte 
Fachleute aus Bauamt, Wirtschaftsförderung, Statistik und für Geo- 
informationsmanagement zusammenbringen. Ihre Aufgaben würden 
die Datenpflege, Flächen- und Potenzialanalysen sowie die Koordina- 
tion von Maßnahmen zur Mobilisierung von Wohnbauland umfassen.

Darüber hinaus bedarf es einheitlicher Kriterien und Kategorien für 
die Erfassung von Potenzialflächen zur Schaffung von Wohnraum. 
Solche Kategorien wären etwa kurzfristiger Leerstand, spekulativer 
Leerstand, sanierungsbedürftige Objekte, umnutzbare Gewerbe-
flächen, bebaubare Baulücken, Gebäude mit Aufstockungspotenzial 
und Potenzialflächen für den Dachgeschossausbau. Zusätzlich 
sollten die Möglichkeiten des aktuellen Bauplanungsrechts ge-
nutzt werden, um städtebaulich sinnvolle Wohnungsbaupotenziale 
und strategische Flächen mit Neuordnungsbedarf zu identifizieren. 
Zum Beispiel sollte überprüft werden, auf welchen Grundstücken 
durch die Befreiung von geltenden Bebauungsplänen (§ 31 Ab- 
satz 3 BauGB)22 oder durch die Abweichung von anderen planungs-
rechtlichen Grundlagen (Bau-Turbo, § 246e BauGB)23 eine dichtere 
Bebauung erlaubt werden kann. Ein automatisiertes Monitoring 
mit spezifischen Indikatoren zum Flächenleerstand, zum Verhältnis 
von geplanten zu tatsächlich fertiggestellten Wohneinheiten sowie 
zum Anteil mietpreisgebundener Wohnungen ermöglicht die Erfolgs-
kontrolle der wohnungspolitischen Maßnahmen. Eine regelmäßige 
Datenvalidierung und der Ausbau digitaler Werkzeuge wie der KI- 
gestützten Mustererkennung sichern die Weiterentwicklung. Aller- 
dings braucht es hierfür auch die nötigen technologischen Kompe- 
tenzen in der Kommunalverwaltung, weshalb dort entsprechende 
Fort- und Weiterbildungsangebote etabliert werden sollten. 

Abhängig von der konkreten Kosten-Nutzen-Abwägung kann ein 
Kataster für verschiedene Zwecke mehr oder weniger umfang-
reich und mit mehr oder weniger diversen Datensätzen geplant 
werden. Eine kleinere Lösung hat ein klar definiertes Ziel und 
greift überwiegend auf bereits vorliegende und gegebenenfalls auf-
bereitete Daten zurück. Open-Source-Lösungen verringern zudem 
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die Kosten gegenüber teurer Spezialsoftware. Gleiches gilt für 
kooperative Lösungen, also die Einrichtung und Nutzung eines 
interkommunalen Katasters, bei dem mehrere Gemeinden ihre 
Ressourcen bündeln. Eine umfangreiche Lösung erfordert hin-
gegen mehr Personalausstattung, mehr finanzielle Aufwendung 
und entsprechende Verwaltungsstrukturen. Wenn es allerdings 
vor allem darum geht, ein öffentliches Bewusstsein für das Thema 
Nachverdichtung zu schaffen, funktioniert womöglich auch ein 
einmalig aufgesetztes und mit geringem Aufwand betriebenes 
Kataster, das nicht kontinuierlich aktualisiert und erweitert 
werden müsste. So ließen sich statt Grundstücks- und Gebäude-
flächen immerhin großflächige Potenziale erheben, die in städte-
baulicher Hinsicht ebenfalls Anhaltspunkte bieten.24 

24	 |  Vgl. KIT, URL: www.iip.kit.edu/1064_4242.php [Stand: 15.06.2026].

b) �Katasterlösungen mit Instrumenten zur sozialen Wohnraum-
schaffung verknüpfen

 
Ein Kataster kann immer nur die Planungsgrundlage liefern. 
Es dient zunächst lediglich der Identifikation von Flächen- 
und Gebäudepotenzialen für zusätzlichen Wohnraum. Damit 
die Aktivierung dieser Potenziale zur Schaffung bezahlbaren 
Wohnraums beiträgt, bedarf es ergänzender wohnungs-
politischer Steuerungsinstrumente. Hierzu zählen insbesondere 
Sozialwohnungsquoten bei Neubauvorhaben, die rechtlich zu-
lässige Vereinbarung von Belegungs- oder Mietpreisbindungen, 
die Einbindung kommunaler Wohnungsunternehmen als 
Entwicklungs- und Bestandshalter sowie die Kopplung zusätz-
lichen Baurechts an soziale und ökologische Anforderungen 
im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten der Bauleitplanung 
und städtebaulicher Verträge. Die Finanzierungsmittel für 
soziale Wohnraumschaffung könnten aus dem Kommunal-
haushalt, aus der Städtebauförderung von Bund und Ländern, 
aus EU-Förderprogrammen wie dem Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung (EFRE) oder aus revolvierenden Boden-
fonds stammen. Die Governance- und Organisationsmodelle 
für Katasterlösungen können unterschiedlich ausgestaltet 
sein. So wäre es möglich, die Verantwortung innerhalb der 
Kommunalverwaltung (zum Beispiel im Stadtplanungsamt) oder 
bei einer kommunalen Wohnungsbaugesellschaft anzusiedeln, 
die die Trägerschaft und den operativen Betrieb übernimmt. 
Darüber hinaus sollten Kommunen die Zusammenarbeit mit 
kommunalen und privaten Wohnungsbauunternehmen sowie 
Wohnungsgenossenschaften im Rahmen öffentlich-privater 
Partnerschaften stärken. Zu weiteren wohnungspolitischen 
Instrumenten zählen insbesondere Bauland- und Innenent-
wicklungsstrategien, die auf Grundlage von Baulücken-, Leer-
stands- oder Brachflächenkatastern gezielt Flächenpotenziale 
für den Wohnungsbau identifizieren und aktivieren. Das 
Kataster dient dabei als Steuerungs- und Priorisierungsgrund-
lage, indem es Flächen, Gebäude und Eigentumsstrukturen mit 
besonderem wohnungspolitischem Handlungsbedarf aufzeigt. 
Auf dieser Basis können beispielsweise strategische Ankäufe 
sowie die Prüfung und gegebenenfalls Ausübung bestehender 
kommunaler Vorkaufsrechte gezielt vorbereitet, kommunale 
oder zuvor erworbene Grundstücke für Konzeptvergaben 
identifiziert, Zwischenerwerbsfonds auf prioritäre Objekte 
ausgerichtet sowie städtebauliche Verträge zur Sicherung von 
Sozialwohnungsanteilen bei Nachverdichtungen zielgerichtet 
eingesetzt werden.

Aus der Praxis – Nachhaltiges Management
von Ressourcen im Quartier (NaMaRes)
  
Fachleute im Projekt NaMaRes erarbeiteten im Kontext 
nachhaltiger Stadtentwicklung eine Software als Kataster-
lösung zur Erfassung von Flächenpotenzialen für die Nach-
verdichtung im städtischen Raum. Die Software verschafft 
Kommunen einen Überblick über vorhandene Ressourcen 
in einem bestimmten Quartier, beispielsweise über Stoff-
ströme in Gebäuden (Wasser, Energie, Abfallstoffe) oder 
über Siedlungs-, Verkehrs-, Frei- und Grünflächen, und er-
möglicht so eine städtebauliche Bewertung des Quartiers. 
Sie soll so zu mehr Bauen im Bestand und zur städtebau-
lichen Ressourceneffizienz beitragen. Zusätzlich werden 
wohnungspolitische Akteure wie Kommunalverwaltung, 
Stadtgesellschaft, Wohnungs- und Bauunternehmen sowie 
die Quartiersbürgerschaft hinsichtlich ihrer Interessen, Hand-
lungsmöglichkeiten und möglicher Zielkonflikte untersucht. 
Dadurch können Maßnahmen für mehr Ressourceneffizienz 
auch mit Blick auf deren tatsächliche Umsetzbarkeit sowie 
ihre Akzeptanz bei verschiedenen Stakeholdern beurteilt 
werden. Das Karlsruher Quartier Innenstadt-Ost fungierte 
für das Projekt als Reallabor. Die in einem Leitfaden zu-
sammengetragenen Ergebnisse richten sich insbesondere 
an kommunale Verwaltungs- und Planungsämter, an 
private Planungsbüros, an Wohnungs- und Gebäudeeigen-
tümerinnen und -eigentümer sowie deren Interessenver-
tretung, an Quartiersmanager und an Bürgerinitiativen.24 
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c) Proaktives kommunales Eigentümermanagement etablieren

 
Das Aufsetzen und die Pflege digitaler Kataster ist nur der 
Anfang. Kommunen sollten die Katasterdaten unter anderem  
nutzen, um durch ein proaktives Eigentümermanagement die Re-
aktivierung (bei Leerstand) oder die Aktivierung (bei Umnutzung, 
Anbau, Aufstockung) sozialverträglichen Wohnraums zu erzielen. 
Dafür braucht es jedoch viel Personal. Sinnvolle Maßnahmen 
eines solchen Managements sind etwa die Kontaktaufnahme mit 
Eigentümerinnen und Eigentümern bei Leerstand, persönliche 
Gespräche bei aufstockungsgeeigneten Schlüsselobjekten, die 
Vermittlung innerhalb von Wohnungseigentümergemeinschaften 
(WEG), die Einrichtung von Lotsenstellen für Eigentümerinnen und 
Eigentümer sowie die Vermittlung von Kontakten zu Wohnungs-
unternehmen, Investoren und Förderberatungen. Erfolgsfaktoren 
sind eine unkomplizierte Ansprache, individuelle Lösungen und 
eine kontinuierliche Betreuung. Hier wäre ein stärkerer Einsatz 
von Kümmerern sinnvoll, die als Koordinierungsinstanz (Person, 
Team oder Organisation) zwischen Eigentümerschaft, Kommune, 
Nutzungsinteressierten und Förderstellen vermitteln.25  

Zusätzlich können Kommunen finanzielle Anreize schaffen oder 
weitere Beratungsangebote bereitstellen. Eigentümerinnen und 
Eigentümer erhalten Informationen über Förderprogramme, über 
die Nachfragesituation und mögliche Ausbau-, Umnutzungs- 
und Nachverdichtungspotenziale ihrer Immobilien. Dies könnte 
auch mit Beratung zu Zuschüssen bei Sanierungsmaßnahmen 
kombiniert werden.

Gleichzeitig erleichtert ein aktives Eigentümermanagement die 
datenbasierte Planung: Kommunen erhalten präzisere Infor- 
mationen über Leerstände, Umnutzungs- sowie Nachverdich- 
tungspotenziale und können gezielt Förderprogramme auflegen 
und bestimmte Quartiere stärken.

d) �Ordnungsrechtliche Instrumente einsetzen, um Leerstand zu 
aktivieren und Baulücken zu schließen

 
Kommunen mit hohem Wohnungsdruck sollten den Einsatz 
ordnungsrechtlicher Instrumente prüfen. Dabei können Kommunen, 
die diese Instrumente bereits erfolgreich anwenden, als Vorbilder 
dienen. So verfügen sie über rechtliche Hebel zur Reaktivierung 
von Leerstandsflächen. Ein Kataster, das Leerstände erhebt, 
liefert hierfür die nötigen Daten. Konkret können landesrecht- 
 

25	 |  Vgl. BMWSB 2025.
26	 |  Vgl. Hessisches Wirtschaftsministerium 2025.
27	 |  Vgl. § 176 BauGB, URL: www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__176.html [Stand: 15.06.2026].
28	 |  Vgl. § 177 BauGB, URL: www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__177.html [Stand: 15.06.2026].
29	 |  Vgl. § 136 BauGB, URL: www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__136.html [Stand: 15.06.2026].

liche Zweckentfremdungsverbote (etwa in Bayern, Berlin oder 
Hamburg) mithilfe eines Katasters effektiver verfolgt werden. Die 
entsprechenden Rechtsnormen verbieten längeren Leerstand und 
die Umwandlung in Ferienwohnungen oder Gewerbeflächen. Ver-
stöße werden mit Bußgeldern geahndet. Besonders in angespannten 
Wohnungsmärkten soll das Instrument zweckentfremdete Flächen 
in den Markt zurückführen. Defizite bei der Kontrolle und Durch-
setzung schränken die Effektivität der Verbote jedoch ein. 

Einige Bundesländer gehen über das klassische Zweckent-
fremdungsverbot hinaus und schaffen landesrechtliche Grund-
lagen für kommunale Regelungen gegen Wohnungsleerstand. 
So können Kommunen in Hessen26 unter bestimmten Voraus-
setzungen eigene Satzungen erlassen, um längerfristigen 
Wohnungsleerstand zu erfassen und zu begrenzen. Solche 
Satzungen können vorsehen, dass längerfristiger Leerstand – 
häufig ab sechs Monaten – anzeige- oder genehmigungspflichtig 
wird, um Wohnungen schneller verfügbar zu machen. 

Ein selten genutzter, aber wirkungsvoller Hebel findet sich zudem 
im Baugesetzbuch: Das sogenannte Baugebot (§ 176 BauGB)27 
ermöglicht es Gemeinden unter engen gesetzlichen Voraus-
setzungen, Eigentümerinnen und Eigentümer zur Bebauung oder 
zur dem Planungsrecht entsprechenden Nutzung von Grundstücken 
zu verpflichten. Es eignet sich vor allem zur Aktivierung brach-
liegender Flächen und zur Reaktivierung verfallener Gebäude, sein 
Einsatz ist jedoch mit strengen Anforderungen verbunden. Das 
Modernisierungs- und Instandsetzungsgebot (§ 177 BauGB)28 er-
möglicht es Gemeinden, unter bestimmten Voraussetzungen die 
Beseitigung baulicher Missstände und die Wiederherstellung der 
Nutzbarkeit von Gebäuden anzuordnen. In Sanierungsgebieten 
greifen darüber hinaus die Regelungen zu städtebaulichen Miss-
ständen (§§ 136–138 BauGB).29 Die Regelungen ermächtigen 
die Gemeinden, zur Beseitigung städtebaulicher Missstände 
weitergehende Maßnahmen anzuordnen. In besonders gelagerten 
Fällen können die gesetzlichen Regelungen auch enteignungsrecht-
liche Maßnahmen ermöglichen. Diese unterliegen jedoch hohen 
verfassungs- und einfachgesetzlichen Anforderungen.

Zweckentfremdungsverbote und Leerstandssatzungen können – 
je nach landes- und kommunalrechtlicher Ausgestaltung – Buß- 
gelder, Anordnungen zur Wiederzuführung von Wohnraum oder 
weitere ordnungsrechtliche Maßnahmen vorsehen. Allerdings ist  
der reale Leerstand in der Regel überschaubar. Zudem ist die 
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Durchsetzung der Sanktionen verwaltungsintensiv und poli- 
tisch sensibel, da sie mit Widerstand von Interessenverbänden 
und betroffenen Eigentümerinnen und Eigentümern verbunden 
sein kann.30 In schrumpfenden ländlichen Regionen sind Aktivie- 
rungsmanagement, Förderprogramme und Städtebauförderung 
effektiver und somit als vorrangiges Instrumentarium zu verwenden.

e) Transparent und aktiv kommunizieren
 
Wenn Kommunen ein digitales Kataster betreiben, stehen sie 
vor der Aufgabe, das Instrument öffentlich bekannt und die 
Resultate gegebenenfalls öffentlich zugänglich zu machen, ohne 
rechtliche, wirtschaftliche oder datenschutzrechtliche Vorgaben 
zu verletzen. Die Kommune muss die Ergebnisse datenschutz-
konform kommunizieren, etwa um Rückschlüsse auf Eigen-
tümerinnen und Eigentümer zu verhindern. Eine nachhaltige 
Öffentlichkeitsarbeit erfordert eine aufwendige Dokumentation 
und die fortlaufende Pflege des digitalen Katasters, wofür ent-
sprechend Personal einzuplanen ist. Zudem birgt die Offenlegung 
von Wohnraumpotenzialen die Gefahr vermehrter Investitions-
spekulation. Das eigentliche Ziel des Katasterbetriebs, also die 
Schaffung von bezahlbarem Wohnraum, würde so unterlaufen. 
Daher sind beim Transparenzmanagement und bei der Öffentlich-
keitsarbeit spekulationsfördernde Informationen zurückzuhalten. 
Dennoch ist Transparenz bei der Erfassung von Leerständen und 
Nachverdichtungspotenzial oft ein entscheidender Hebel. Viele 
Kommunen erheben zwar bereits Daten, kommunizieren aber 
nicht klar, welche Informationen vorliegen, wie sie genutzt werden 
und welche Ergebnisse daraus entstehen. Das kann Misstrauen 
fördern und die Bereitschaft zur Mitwirkung verringern.

Kommunen könnten zum Beispiel eine datenschutzkonforme 
öffentlich zugängliche Informationsseite auf Basis der Kataster-
daten einrichten und hier unter anderem die Anzahl erfasster 
Leerstände nach Stadtteil, den Anteil reaktivierter Wohnungen 
oder die durchschnittliche Leerstandsdauer veröffentlichen. 
Die Kommune kann transparent darlegen, welche Daten-
quellen (Grundbuch, Melderegister, eigene Erhebungen, Immo- 
bilienportale) genutzt und wie Daten erfasst, geordnet und 
aktualisiert werden. Fortschritte werden schneller messbar, und 
Bürgerinnen und Bürger können so den tatsächlichen Umfang 
des Problems erkennen. Weil viele Bürgerinnen und Bürger 
nicht wissen, wie Leerstand überhaupt festgestellt wird, kann 
die Kommune so potenziellen Konflikten mithilfe transparenter 
Kommunikation entgegenwirken.

30	 |  Vgl. Mieterbund Darmstadt Region Südhessen e. V. 2025.

Strukturelle Probleme auf dem Wohnungsmarkt könnten an-
hand der Katasterauswertung transparent gemacht werden. Im 
Kontext Leerstand lassen sich Leerstandsraten nach Stadtteilen 
erfassen. Gebäudetypen oder Nutzungsarten (Wohnungen, 
Gewerbe) können mittels interaktiver Karten dargestellt werden. 
Im Kontext Nachverdichtung können Kommunen aggregierte 
Potenzialflächen nach Stadtteilen oder Baugebietstypen aus-
weisen. Es bieten sich Kategorien wie Baulücken, Aufstockungs-
potenzial oder mindergenutzte Grundstücke an. Auch hier 
könnte eine kartografische Darstellung zur Visualisierung und 
zur interaktiven Nutzung beitragen. Ergänzend könnten Kenn-
zahlen wie die Menge der potenziellen Wohneinheiten oder 
planungsrechtliche Restriktionen transparent gemacht werden. 
Informationen zum Mietspiegel wären zudem für Wirtschaftlich-
keitsberechnungen hilfreich.

Darüber hinaus können die Kommunen ihre Bürgerinnen und 
Bürger gezielt aufrufen, sich zu beteiligen, beispielsweise über 
ein Online-Feedback-Formular. So ließe sich niederschwellig 
Bereitschaft signalisieren, eine eigene Immobilie aufzustocken. 
Auch eine Möglichkeit zur Meldung von Leerstand über ein 
bürgerfreundliches Hinweisportal wäre denkbar, anstatt Leer-
standsmeldungen nur informell entgegenzunehmen. Zusätzlich 
könnten die Bürgerinnen und Bürger bei der Quartiersent-
wicklung einbezogen werden, indem man ihre Einstellungen 
zu einem neuen Bau- und Entwicklungsprojekt erfragt. Dafür 
könnten auch Visualisierungen der Katasterdaten genutzt 
werden. Denkbar wäre zudem die Durchführung von Bürger-
foren oder Quartierswerkstätten, bei denen aktuelle Daten vor-
gestellt, Ursachen diskutiert oder lokale Hinweise gesammelt 
werden könnten. 

Ein möglicher Weg zur Umsetzung verschiedener Kataster-
konfigurationen (Visualisierung siehe Abbildung 1) könnte so 
aussehen: Eher kurzfristig prüft und bewertet die Kommune den 
erwarteten Nutzen eines Katasters im Verhältnis zu den Kosten 
für Aufbau, Pflege und Betrieb. Bei diesem Schritt wird auch die 
strategische Ausgangslage der Kommune geklärt, welche Ziele mit 
dem Kataster verfolgt werden sollen und wie es entsprechend auf-
gebaut sein muss. Hierfür könnte ein Projektgremium eingesetzt 
werden, das mit Personen aus der kommunalen Verwaltung (zum 
Beispiel Stadtplanung, Wohnungswesen, Geoinformation), der 
Kommunalpolitik sowie gegebenenfalls mit externen Fachleuten 
aus Wohnungsunternehmen, Planungsbüros oder wissenschaft-
lichen Einrichtungen besetzt ist. Dieses Gremium könnte zusätz- 
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lich festlegen, welche Daten aus welchen Quellen wie eingesetzt 
werden sollten, welche Fachämter die Datenerhebung, -pflege und 
-auswertung übernehmen können und ob zusätzliches Personal 
sowie externe Unterstützung benötigt werden. Auch sollten hier 
mögliche Hürden sowie die Einbindung der Öffentlichkeit dis-
kutiert werden (zum Beispiel, wie zum Kataster informiert wird 

und ob beziehungsweise wie die Öffentlichkeit beitragen kann). 
Die technische Umsetzung kann durch einen externen Dienst-
leister erfolgen, während die Kommune die Projektleitung und 
die inhaltliche Steuerung übernimmt. Darüber hinaus wird die 
Bewertung von Flächenpotenzialen stadtplanerisch begleitet, was 
ebenfalls finanzielle und personelle Ressourcen bindet. 

Abbildung 1:  Umsetzung von Katasterlösungen zur Erfassung und Aktivierung von Wohnraumpotenzialen (Quelle: eigene Darstellung)
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Aus der Praxis – Kommunen als Vorreiter

Viele größere und mittlere Städte wie Freiburg im Breisgau, Leipzig, Hamburg oder Hanau nutzen bereits verschiedene Instrumente 
zur Leerstandsaktivierung. Freiburg etwa prüft Bürgerhinweise systematisch und koppelt das Kataster direkt an das Ordnungsrecht. 
Verstöße gegen das Zweckentfremdungsverbot ahndet die Stadt mit Bußgeldern von bis zu 50.000 Euro.31 Leipzig wiederum hat 
ein strategisches Leerstandsmanagement etabliert. Die Stadt betreibt ein integriertes Wohnungsmarktmonitoring (GIS-basiert) 
und spricht proaktiv Eigentümerinnen und Eigentümer an, für die sie zudem Fördermittel bereitstellt. So konnte eine drastische 
Reduktion des historisch hohen Leerstands erzielt werden.32 Hamburg verfolgt hingegen einen bürgernahen Ansatz: Die Stadt 
hat eine niedrigschwellige digitale Leerstandsmeldung etabliert, die Nutzerfreundlichkeit optimiert und arbeitet außerdem mit 
Immobilienplattformen sowie weiteren digitalen Melde- und Informationsplattformen zusammen, um Hinweise auf Leerstände 
zu erfassen. Niedrige Meldehürden und hohe öffentliche Aufmerksamkeit fördern die Beteiligung.33 Auch Mittelstädte wie Hanau 
zeigen, wie ein proaktives digitales Leerstandsmanagement mit einem digitalen Leerstandsmelder, einer kartenbasierten Dar-
stellung, einem integrierten Eigentümerdialog und einem kommunalen Immobilienportal funktioniert.34 Bad Hersfeld wiederum 
hat eine Online-Plattform für Eigentümerinnen und Eigentümer eingerichtet, auf der leer stehende Wohnungen eingetragen 
und automatisiert Exposés erstellt werden können und auch das Matching mit Interessentinnen und Interessenten stattfindet. 
Es besteht außerdem die Möglichkeit zur niedrigschwelligen Kontaktaufnahme für eine Beratung bei Sanierungsprojekten.35  

Gemeinsame Erfolgsfaktoren dieser Ansätze sind politische Rückendeckung, eine klare Priorisierung der Wohnraumreaktivierung 
und Durchsetzungsbereitschaft. Beratungsangebote und Anreize stehen im Vordergrund, Ordnungsgelder werden erst verhängt, 
wenn andere Maßnahmen ins Leere laufen. Zudem verknüpfen die Städte das Leerstandsmanagement mit Förderprogrammen, 
Quartierspolitik und letztlich auch mit dem Zweckentfremdungsrecht. Niedrige Meldehürden, etwa durch digitale Formulare oder 
Bürgerhinweise, haben sich als besonders effektiv erwiesen. 

Aber auch kleinere Kommunen liefern gute Beispiele, beispielsweise Großenhain in Sachsen, wo die Gemeinde eine Gebäudedaten-
bank für leer stehende Objekte im Fördergebiet aufgebaut und ausgewählte Immobilien online gestellt hat. Eigentümerinnen und 
Eigentümer können so aktiv Vermarktung betreiben, während die Stadt Prioritäten für die Stadterneuerung setzt und Transparenz 
für Investoren schafft.36 Ein weiteres Vorbild ist der Landkreis Schaumburg mit seinen Partnerkommunen. Dort wurde im Rahmen 
einer interkommunalen Kooperation ein digitales Baulücken- und Leerstandskataster entwickelt. Erfolgsfaktoren für Klein- und 
Mittelstädte sind ein strategischer Fokus auf die Innenstadt, die Einbindung eines Baulückenkatasters und die interkommunale 
Kooperation. Voraussetzung dafür sind die Zustimmung der Eigentümerinnen und Eigentümer zur Erfassung relevanter Daten, 
eine aktive Unterstützung durch die kommunale Wirtschaftsförderung sowie die Einbindung von Förderprogrammen von Bund 
und Land zur Finanzierung der Maßnahmen.37 Und auch der Landkreis Cham nutzt im Rahmen seines Projekts Nachhaltiges 
Siedlungsmanagement ein digitales Baulückenkataster für seine insgesamt 39 Gemeinden. Aufgenommen werden dort nur 
unbebaute oder bloß geringfügig bebaute Grundstücke innerhalb des Geltungsbereichs eines Bebauungsplans oder innerhalb 
der im Zusammenhang bebauten Ortsteile, die sofort oder in absehbarer Zeit bebaubar sind, sofern die Eigentümerinnen und 
Eigentümer nicht widersprochen haben. Das Kataster ist anonymisiert und öffentlich zugänglich. Auch eine Kontaktaufnahme 
mit den Eigentümerinnen und Eigentümern ist nur mit deren Zustimmung möglich. Für das Kataster wird ein interkommunales 
Geoinformationssystem (Ik-GIS-Cham) eingesetzt.38 

31323334353637383132333435363738  

31	 | � Vgl. Stadt Freiburg im Breisgau, URL: www.freiburg.de/pb/1379970.html [Stand: 15.06.2026]; vgl. Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und 
Kommunen Baden-Württemberg.

32	 | � Vgl. Stadt Leipzig, URL: www.leipzig.de/leipzig-strategie/stadtentwicklung/raumbeobachtung-und-monitoring/monitoring-wohnen [Stand: 15.06.2026].
33	 |  Vgl. Stadt Hamburg, URL: www.hamburg.de/service/info/111050945/n0/ [Stand: 15.06.2026].
34	 |  Vgl. Zukunft Hanau URL: www.zukunft-hanau.de/hanau-auf-laden-leerstands-und-ansiedlungsmanagement/ [Stand: 15.06.2026].
35	 |  Vgl. Stadt Bad Hersfeld 2024, URL: www.bad-hersfeld.de/stadtentwicklung/immobilienangebot.html [Stand: 15.06.2026].
36	 |  Vgl. Stadt Großenhain, URL: www.grossenhain.de/gebaeudedatenbank-1032.html [Stand: 15.06.2026].
37	 |  Das im Modellprojekt Umbau statt Zuwachs entwickelte Kataster wurde zum landesweit einsetzbaren Dienst weiterentwickelt.
38	 |  Vgl. Landkreis Cham, URL: www.landkreis-cham.de/service-beratung/geoinformationen/geoservices/baulueckenkataster/ [Stand: 15.06.2026].

26

http://www.freiburg.de/pb/1379970.html
http://www.leipzig.de/leipzig-strategie/stadtentwicklung/raumbeobachtung-und-monitoring/monitoring-wohnen
http://www.hamburg.de/service/info/111050945/n0/
http://www.zukunft-hanau.de/hanau-auf-laden-leerstands-und-ansiedlungsmanagement/
http://www.bad-hersfeld.de/stadtentwicklung/immobilienangebot.html
http://www.grossenhain.de/gebaeudedatenbank-1032.html
http://www.landkreis-cham.de/service-beratung/geoinformationen/geoservices/baulueckenkataster/


Ebenfalls eher kurzfristig sollte das Kataster durch wohnungs-
politische Instrumente flankiert werden, die die Bezahlbar-
keit des Wohnraums sicherstellen – etwa durch die Vergabe 
kommunaler Grundstücke im Erbbaurecht, sozialorientierte 
Konzeptvergaben oder die Ausweisung geförderter Wohnungs-
bauflächen.

Mittel- bis langfristig sollte schließlich ein breiter öffentlicher 
Dialog mit dem Ziel eines gesellschaftlichen Konsenses geführt 
werden. In diesen Dialog sollten gezielt Eigentümer von Im-
mobilien eingebunden werden, die sich für nachverdichtende 
Maßnahmen wie Aufstockung oder Anbau eignen. Dazu zählen 
auch der Immobilienbestand der Kirchen, Einzelhandels-
immobilien und Parkhäuser. Bei dem Dialog sollte folgende 
Frage im Mittelpunkt stehen: Wie lässt sich Nachverdichtung 
städtebaulich integriert, sozialverträglich und nachhaltig um-
setzen, sodass mehr bezahlbarer und qualitätsvoller Wohnraum 
entsteht? 

2.3	 Optimierung der Projekt-
abwicklung im kommunalen 
Wohnungsbestand

Die Kommunen und kommunalen Wohnungsunternehmen ver-
fügen insgesamt über etwa 10,7 Prozent des Mietwohnungs-
bestands in Deutschland. Sonst ist der Markt stark fragmentiert, 
denn rund 64,4 Prozent der Mietwohnungen befinden sich im 
Eigentum von Privatpersonen oder Wohnungseigentümergemein-
schaften (in der Regel ebenfalls Privatpersonen).39 Sowohl die 
kommunalen Wohnungsunternehmen als auch die Kommunen 
investieren in Neubau und Bestandsentwicklung. Viele der 
Herausforderungen, die bei der Projektabwicklung im Bestand 
auftreten, betreffen sowohl öffentliche als auch kommerzielle 
private Bauherren; für Kommunen und kommunale Wohnungs-
unternehmen sind sie wegen deren Gemeinwohlorientierung aber 
besonders relevant, da sie direkt die Bezahlbarkeit und die soziale 
Wirkung ihres Wohnungsbestands beeinflussen. Eine systematische 
Optimierung der kommunalen Projektabwicklung verbessert Ab-
stimmungsprozesse, Risikomanagement und die Planbarkeit von 
Projekten im Bestand. Insbesondere gemeinnützige Bauherren 
können so die Erstellungskosten senken und zur Bezahlbarkeit des 
Wohnraums beitragen. Dieses Kapitel adressiert entsprechend die 
kommunale oder kommunal initiierte Bestandsentwicklung, bei 
der die Gemeinde oder eine kommunale Einrichtung (jeder Größe 
 

39	 |  Vgl. BBSR 2025a.

und Rechtsform) selbst als Bauherr auftritt oder maßgeblich an der 
Projektabwicklung beteiligt ist.

Fundierte Planung ist grundsätzlich Voraussetzung für den Projekt-
erfolg, besonders im Bestand. Die Projektabwicklung im Bestand 
wird durch mehrere operative und prozessuale Herausforderungen 
erschwert. Dabei sind die verschiedenen Akteure unterschiedlich 
gut aufgestellt, diese Schwierigkeiten zu bewältigen. Drei zentrale 
Herausforderungen lassen sich identifizieren: 

	§ Unzureichende Gebäudedokumentation: Bisherige Umbau- 
oder Instandhaltungsmaßnahmen sowie verbaute Materialien 
und Technik sind nicht oder nur zum Teil bekannt. Mängel 
in der Baustruktur oder weitere Risiken wie verbaute Schad-
stoffe sind in frühen Projektphasen häufig nicht absehbar 
und treten unerwartet auf. Dann sind zusätzliche Prüf- und 
Analysemaßnahmen erforderlich – die Investitionskosten er-
höhen sich. 

	§ Erschwerte Kostenkalkulation: Verbindliche Kostenabschät-        
zungen sind in den frühen Projektphasen häufig nicht 
beziehungsweise nur mit großem budgetärem Puffer 
möglich. In der Praxis wird der Bestand daher häufig als 
risikobehaftet, konfliktträchtig und weniger förderfähig 
wahrgenommen.

	§ Notwendigkeit bestandsspezifischer Kompetenz: Bestands-
projekte erfordern andere Kompetenzen als der Neubau, 
sowohl in der Steuerung als auch in der Planung und Aus-
führung. Es muss also auf das jeweilige Objekt zugeschnitten 
gehandelt werden. Häufig erfordert das individuell gefertigte 
und vor Ort angepasste Lösungen. 

Die Potenziale des Bauens im Bestand können nur dann aus-
geschöpft werden, wenn die damit verbundenen Risiken und 
Aufwände beherrschbar bleiben. Denn im Vergleich zum Neu-
bau ist die Entwicklung bestehender Gebäude häufig komplexer 
und unsicherer. Kommunen und kommunalen Gesellschaften 
kommt hier eine Vorbildfunktion zu: Sie können zeigen, wie eine 
sozialverträgliche und nachhaltige Bestandsentwicklung gelingt. 
Gleichzeitig unterliegen insbesondere Akteure der öffentlichen 
Hand spezifischen operativen, politischen oder gesetzlichen 
Zwängen, die private Bauherrinnen und -herren in dieser Form 
nicht kennen. Um also ihrer Vorbildfunktion gerecht werden zu 
können, ist die Schaffung besserer Rahmenbedingungen für die 
öffentliche Hand zentral.
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Um die Vergabepraxis evidenzbasiert, zukunftsorientiert und 
international wettbewerbsfähig aufzustellen, wird eine klare 
Datenlage benötigt. Hierfür braucht es die passende Infra- 
struktur, zusätzliche Forschung sowie Best-Practice-Beispiele aus 
dem europäischen Ausland. Das Vergaberecht von der losweisen 
Vergabe hin zu mehr Losbündelung zu flexibilisieren, schafft 
Spielräume für andere Verfahren, muss aber verantwortungsvoll 
vorangetrieben werden, um unerwünschte Implikationen (zum 
Beispiel eine Schwächung von kleinen und mittelständischen 
Unternehmen, KMU) auszuschließen. Die parallel erschienene 
Publikation Mehr bezahlbares Wohnen im Bestand – Handlungs-
optionen für Bund und Länder zeigt in Kapitel 2.3 Möglichkeiten 
zur Weiterentwicklung des Vergabesystems auf.

Handlungsoptionen: Projekte im kommunalen  
Bestand effizient abwickeln

a) �Systematische Vorprojektphase und vertiefte Bestands- 
analyse etablieren

Risiken beim Bauen im Bestand werden nicht erkannt, wenn die 
Informationslage bezüglich der Baustruktur unzureichend ist. 
Die Vorprojektphase (sogenannte Leistungsphase 0) ist daher 
entscheidend. Diese ist zwar bei jedem Vorhaben wichtig, muss 
aber im Bestand entsprechend intensiviert werden. Der zeitliche 
und qualitative Umfang der Bestandsanalyse richtet sich jeweils 
individuell nach den Rahmenbedingungen des betreffenden 
Projekts. Obwohl diese Regel für das Bauen im Bestand bekannt 
ist, wird die Voruntersuchung im Bestand in der Praxis häufig 
vernachlässigt, insbesondere wenn Zeit- oder Kostendruck be-
steht. Je genauer die Analyse im Vorfeld, desto genauer werden 
auch die Kosten- und Terminannahmen. Bestandshalter kennen 
in der Regel ihre Gebäude, müssen aber bei bevorstehenden 
Maßnahmen die vorliegenden Daten projektbezogen aufbereiten.

Die Leistungsphase 0 sollte zum einen die technische Due 
Diligence (Sorgfaltspflicht mittels technischer Gebäude- und 
Gebäudeanlagenprüfung) und eine tiefer gehende Gebäude-
anamnese zur Konstruktion und zur Substanz umfassen. Mithilfe 
solcher Maßnahmen lassen sich aufwendige Sachverständigen-
gutachten zu Beginn der Planung oder Überraschungen (zum 
Beispiel Schadstoffbelastung) nach dem Projektstart vermeiden. 
Der Bedarf an Analysen leitet sich aus dem jeweiligen Bestands-
projekt ab (Objektform, Lage, Art der geplanten Baumaßnahmen, 
Budget). Die Risikobewertung darf nicht so konservativ ausfallen, 
dass sie automatisch den Neubau begünstigt. Stattdessen sollten 
Lebenszyklusbetrachtungen und die Vorteile des Bestands hin-
sichtlich der sogenannten grauen Energie (Energiemenge und die 

40	 | Mehr zur BIB 276 beim Verband für Bauen im Bestand, URL: https://fuerbauenimbestand.de/bib-276 [Stand: 15.06.2026]. 

damit verbundenen CO
2
-Emissionen, die bereits in bestehenden 

Baustoffen und Konstruktionen gebunden sind) in die monetäre 
Kosten-Nutzen-Betrachtung einbezogen werden. Auch weitere 
ökologische, städtebauliche und wirtschaftliche Vorteile sollten 
dabei berücksichtigt werden. Gerade auch mit Blick auf die Aus-
übung des Vorkaufsrechts durch die Kommunen kommt dieser 
Leistungsphase eine besondere Bedeutung zu, denn finanzielle 
Risiken werden frühzeitig identifiziert und können so minimiert 
werden (siehe Kapitel 2.1.1).

Um die Leistungsphase 0 einheitlicher zu gestalten, sollte auf 
praxisnahe Handlungsleitfäden zurückgegriffen werden. Das 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) hat 
im Rahmen der Forschungsinitiative Zukunft Bau etwa einen 
Leitfaden für Aufstockungs- und Erweiterungsmaßnahmen im 
innerstädtischen Bereich entwickelt und veröffentlicht.40 Solche 
Lösungen sollten zum einen weiterentwickelt und zum anderen 
flächendeckend in kommunale Projektprozesse integriert werden. 
Freiwillige Standards und Best-Practice-Austausch sind dabei klar 
zusätzlichen regulatorischen Vorgaben und Nachweispflichten 
vorzuziehen. Digitale Lösungen, die zur Standardisierung bei-
tragen, bieten hier perspektivisch weitere Anreize (siehe Hand-
lungsoption d).

b) �Vergaberecht, Kooperationserfordernisse und Finanzierungs-
vorgaben bestandsspezifisch miteinander vereinbaren

 
Gerade beim Bauen im Bestand sollte möglichst frühzeitig mit 
externen Dienstleistern kooperiert werden, um deren Expertise 
in Planung und Kostenschätzung einfließen zu lassen. Während 
dies für private Projekte recht einfach umzusetzen ist, müssen 
sich öffentliche Auftraggeber ebenso wie privat organisierte 
kommunale Wohnungsbaugesellschaften, die öffentlich 
finanziert und öffentlich kontrolliert sind, an das Vergaberecht 
halten. Genossenschaften sind hiervon in der Regel nicht be-
troffen. Formal zulässig wäre hier ein zweistufiges Verfahren: 
zunächst ein Planungswettbewerb, dann ein Verhandlungsver-
fahren für die Ausführung. Diese Art des Wettbewerbs könnte 
bei komplexen Aufgaben im Bestand helfen, innovative und 
kosteneffiziente Lösungen herauszuarbeiten, erfordert aber 
mehr Zeit für Planung und Organisation als klassische Vergabe-
verfahren und ist rechtlich anspruchsvoller. Als Kriterien müssen 
bei der Vergabe von Planungs- und Bauleistungen neben dem 
Preis auch nichtpreisbezogene Aspekte berücksichtigt werden, 
etwa die fachliche Qualität, die ökologische Nachhaltigkeit des 
Bauvorhabens und die Sozialverträglichkeit für Nutzerinnen und 
Nutzer sowie für die Nachbarschaft. Aufgrund der Schwellen-
werte der Europäischen Union (EU) werden bereits Vorhaben 
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mittlerer Größenordnung europaweit ausgeschrieben. Dadurch 
können auch Dienstleister aus dem Ausland den Zuschlag er-
halten – unabhängig von langen Anfahrtswegen und den damit 
verbundenen Auswirkungen auf die Nachhaltigkeit (etwaige 
Änderungen am Vergaberecht unterliegen dem Bund und sind 
abhängig von EU-Regularien).

Für die Kostengliederung sollten bestandsspezifische Leitlinien 
genutzt werden. So ermöglicht etwa die BIB 276 (statt der DIN 276) 
eine bessere Kostenplanung im Bestand, indem Meilensteine der 
Projektentwicklung entsprechend angepasst werden.41 

In der Zukunft könnte die Integrierte Projektabwicklung (IPA) 
als strukturierter, kooperativer Ansatz auch im Bestand und 
bei kleineren öffentlichen Projekten eine Lösung darstellen. 
Mittels IPA werden Bauherrenschaft, Planerteams und aus-
führende Unternehmen frühzeitig in einem gemeinsamen 
Prozess mit gemeinsamen Zielen und verteilter Verantwortung 
zusammengebracht. Voraussetzung dafür wäre eine rechtliche 
und organisatorische Anpassung der öffentlichen Vergabelogik in 
Deutschland, damit die Vorteile des integrierten Ansatzes auch in 
kommunalen Bestandsprojekten wirksam werden können.

c) �Bestandsspezifische Kompetenz aufbauen und in  
Beauftragung mitdenken

 
Für die Planung und Durchführung von Bestandsprojekten braucht 
es Kenntnisse in Bestandsaufnahme, Bauphysik, Schadstoff-
bewertung und Substanzanalyse sowie die Fähigkeit, diese Kennt-
nisse auf die Projektsteuerung im Bestand anzuwenden. Die Not-
wendigkeit für diese Kompetenzen unterscheidet Bestandsprojekte 
von Neubauvorhaben. Sowohl aufseiten der Auftraggeber – 
insbesondere in Kommunalverwaltungen und kommunalen 
Wohnungsbaugesellschaften – als auch aufseiten der Auftrag-
nehmer in Planungs-, Beratungs- und Bauunternehmen müssen 
entsprechende Fähigkeiten vorhanden sein. Hierfür braucht es 
neben der nötigen Aus- und Weiterbildung auch eine ausreichende 
Personaldecke, interdisziplinäre Teams und einen kontinuierlichen 
Wissenstransfer (zur Qualifizierung siehe auch Kapitel 2.4.2).

d) Digitale Werkzeuge als Unterstützung nutzen
 
Die Kommunen sollten verstärkt digitale Werkzeuge nutzen und 
damit Planungsprozesse optimieren, Ressourcen einsparen und 

41	 |  Vgl. Fath et al. 2019.
42	 |  Vgl. BMV 2025.
43	 |  Vgl. Hochschule Mainz.
44	 |  Vgl. Fraunhofer IPT 2026.
45	 |  Vgl. DGNB 2026.

die Dokumentation für künftige (Um-)Baumaßnahmen verein-
fachen. Für Planung und Bauen im Bestand eignen sich etwa die 
folgenden Instrumente: 

	§ Building Information Modeling (BIM) bezeichnet eine digitale 
Planungsmethode, bei der gebäuderelevante und geo-
metrische Informationen in einem gemeinsamen virtuellen 
Modell erfasst, verknüpft und über den gesamten Lebens-
zyklus eines Gebäudes mit den Projektbeteiligten geteilt 
werden.42  

	§ Heritage-BIM erweitert diesen Ansatz, indem historische und 
denkmalpflegerische Informationen in das Modell integriert 
werden, um Eigenschaften und Substanz eines Bestands-
gebäudes besser zu analysieren und zu verwalten.43  

	§ Digitale Zwillinge sind dynamische, digitale Abbilder eines 
realen Gebäudes, die mithilfe von Daten (zum Beispiel 
BIM- oder vor Ort gewonnenen Sensordaten) den Zustand, 
die Nutzung und potenzielle Veränderungen eines Objekts 
erfassen. Sie ermöglichen simulationsbasierte Analysen 
zur Abschätzung der zukünftigen Entwicklung.44 Dabei 
ist entscheidend, dass neben geometrischen Daten auch 
Informationen zur Konstruktion und zur baulichen Substanz 
integriert werden. 

	§ Ein Gebäuderessourcenpass bündelt als digitales Doku- 
mentationsformat bauwerksbezogene Daten zu Materialien, 
Emissionen, Lebenszyklusphasen und zur Wiederverwendbar-
keit von Bauteilen. Das Instrument dient bereits heute als 
Grundlage für die DGNB-Zertifizierung und für Nachweis-
pflichten im Kontext der EU-Taxonomie.45 

Digitale Werkzeuge ermöglichen erhebliche Effizienzgewinne, 
auch wenn die Implementierung zunächst mit erhöhtem 
Personal-, Qualifizierungs- und Kostenaufwand verbunden ist. 
Insbesondere der Aufwand für entsprechende Datenstrukturen 
und Kompetenzen erfordert Zeit und organisatorische Anpassung. 
Langfristig können diese Instrumente jedoch – vor allem bei 
projektübergreifendem Einsatz – Planungsfehler vermindern, 
bessere Kostenkontrolle und optimierte Betriebsprozesse er-
möglichen sowie eine fundierte Entscheidungsgrundlage für 
zukünftige Maßnahmen schaffen. Gebäudebezogene Daten 
und digitale Modelle wie BIM sollten in einem integrierten 
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Portfoliomanagementsystem zusammengeführt werden. Dies 
ermöglicht es Bestandshaltern, strategische Investitionsentschei- 
dungen über das gesamte Portfolio hinweg zu treffen und über-
geordnete Ziele, wie die langfristige Reduktion von CO

2
-Emissionen, 

zu erfüllen.

Die Umsetzung der Handlungsoption (Visualisierung siehe Ab-
bildung 2) könnte folgende Bestandteile umfassen: Eher kurzfristig 
sollte auf Basis praxisnaher Handlungsleitfäden eine Vorlage für die 
Bestandsanalyse erstellt werden, etwa seitens einer Behörde oder 
Institution im Baubereich (zum Beispiel des BBSR) in Zusammen-
arbeit mit Verbänden, Praktikerinnen und Praktikern sowie Fach-
leuten aus der Wissenschaft. Diese sollte skizzieren, wie tiefgehend 
(qualitativ/quantitativ) die Analyse im Einzelfall erfolgen sollte, wie 
sich Risiko und Kosten im Bestand realistisch kalkulieren lassen 
und wie Planungsprozesse kooperativ gestaltet werden können, 
um mit kommunalen Vergabeanforderungen vereinbar zu sein. 
Kompetenzen, die für die Projektsteuerung im Bestand nötig sind, 

sollten mittel- bis langfristig über gezielte Qualifizierungs- und 
Weiterbildungsmaßnahmen in den kommunalen Behörden be-
ziehungsweise Unternehmen verankert werden. Dies betrifft auch 
Kenntnisse im Umgang mit digitalen Tools, die zur Standardisierung 
der Bestandsanalyse beitragen können und die für die Trans-
formation des Bausektors dringend notwendig sind.

Der Bund (federführend: Bundesministerium für Forschung, Techno-
logie und Raumfahrt, BMFTR) sollte zeitnah Forschungsvorhaben 
zur Vergabepraxis initiieren – durch Förderung der Dateninfra-
struktur und Finanzierung von Forschungsvorhaben – und damit 
eine evidenzbasierte Bewertung forcieren. Mittel- bis langfristig ist 
eine Novelle des Vergaberechts (federführend: Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie, BMWE) nötig, die die Vergabepraxis 
an folgende Entwicklungen anpasst: die Erkenntnisse aus der 
Forschung zur Projektvergabe, technologische Möglichkeiten wie 
serielle Fertigung, Digitalisierung oder KI-gestützte Planung sowie 
europäische Vergabestandards. 

Abbildung 2:  Optimierung der Projektabwicklung im kommunalen Bestand (Quelle: eigene Darstellung)
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2.4	 Vernetzung und Qualifizierung 
für integrierte Planung

2.4.1	 Ämterübergreifende Zusammenarbeit

Derzeit arbeiten viele Ämter – etwa für Wohnungswesen, Stadt-
planung, Bauaufsicht, Denkmalpflege oder Soziales – weit-
gehend voneinander isoliert. Das erschwert die interdisziplinäre 
Abstimmung und verlängert Genehmigungsprozesse im Bau-
bereich. Hinzu kommen unterschiedliche Ziele: Während das 
Wohnungsamt bezahlbares Wohnen fördern will, achtet das Bau-
amt auf die Einhaltung von Bauvorschriften und Sicherheits- oder 
Nachhaltigkeitsstandards. Eine ämterübergreifende Zusammen-
arbeit verhindert hingegen vermeidbare Planungsabbrüche, 
verkürzt Entscheidungswege, bündelt Fachwissen und kann die 
Investitionsbereitschaft kommunaler und privater Akteure fördern. 
Eine verwaltungsinterne fachübergreifende Zusammenarbeit 
könnte auch Mietergenossenschaften, Zwischennutzungsprojekte 
oder den Sozialwohnungsbau in umgenutzten Bestandsgebäuden 
schneller voranbringen. Durch den Abbau von Zuständigkeits-
grenzen wären parallele Prüfungen möglich, Zielkonflikte ließen 
sich frühzeitig klären, und die Förderung neuer Wohnformen könnte 
beschleunigt werden. Besonders effizient wird die Zusammenarbeit, 
wenn ein klares politisches Ziel – bezahlbares Wohnen in Bestands-
gebäuden – definiert, priorisiert und verfolgt wird. So können 
Ämter gemeinsam Ermessensspielräume nutzen, Entscheidungen 
begründen und Prioritäten setzen. Eine integrierte Planung 
profitiert von interdisziplinärer Qualifizierung und Austausch-
formaten. Doch oft fehlen entsprechende Schulungsangebote 
für Mitarbeitende und Führungskräfte (siehe Kapitel 2.4.2). 
Um mehr bezahlbaren Wohnraum im Bestand zu schaffen, ist die 
ämterübergreifende Zusammenarbeit somit unverzichtbar. 

Handlungsoptionen: ämterübergreifende  
Zusammenarbeit vertiefen

a) Eine Kooperationskultur etablieren

Integrierte Planung erfordert Zusammenarbeit über Zuständig-
keitsgrenzen hinweg. Auf höherer Ebene müssen Bund und Länder 
abgestimmt handeln, etwa beim Einsatz von Fördermitteln. Die 
Kommunen sollten alle relevanten Akteure und Ämter frühzeitig 
einbinden, um Fragen zum Baurecht, zu etwaigen Fördermöglich-
keiten oder Nutzungskonzepten zügig zu klären und spätere 
Korrekturen zu vermeiden. Eine enge Zusammenarbeit in der 
Bauleitplanung beschleunigt Prozesse, wenn Abstimmungen 
 

46	 |  Vgl. BMWSB.

nicht erst mit einem fertigen Entwurf beginnen, sondern bereits 
in der Konzeptionsphase. 

Kompromissbereitschaft und das gemeinsame Ziel, zukunfts-
fähige Lösungen zu entwickeln, sind unverzichtbar. Gleichzeitig 
müsste auch die Bereitschaft in der Verwaltung vorhanden sein, 
getroffene Entscheidungen klar zu verantworten – oftmals scheint 
eher der sicherere Weg als Absicherung gewählt zu werden. 
Darüber hinaus braucht es gemeinsame Kommunikations- und 
Reporting-Strukturen; regelmäßige Status-Updates und eine ver-
waltungsinterne offene Dokumentation fördern Vertrauen und 
Transparenz. Klare Rollen und Verantwortlichkeiten verhindern 
doppelte Arbeit und sorgen dafür, dass Entscheidungen recht-
zeitig getroffen werden. Eine zentrale Projektleitung mit Ent-
scheidungsbefugnis, eine interdisziplinäre Koordinierungsstelle 
oder Taskforce sowie eindeutig definierte Entscheidungswege 
sind essenziell. 

Ein Beispiel für eine gelungene Kooperation ist das Bündnis 
bezahlbarer Wohnraum, an dem Bund, Länder, Kommunen, 
Wohnungswirtschaft und Verbände aus der Wohnungs- und Bau-
wirtschaft sowie Organisationen der Zivilgesellschaft beteiligt 
sind.46 Solche Bündnisse entwickeln koordinierte Strategien, 
gemeinsame Ziele und Monitoringprozesse sowie abgestimmte 
Maßnahmenkataloge. Voraussetzung dafür ist, dass bezahlbares 
Wohnen als politisches Ziel priorisiert wird. Ebenso wichtig ist 
eine abgestimmte Kommunikation nach außen: Einheitliche 
Botschaften für Politik sowie Eigentümerinnen und Eigentümer, 
gemeinsame Informationsmaterialien zu Förderprogrammen und 
klar benannte Ansprechpersonen erleichtern den Dialog. 

Eine transparente, ämterübergreifende Kommunikation mit 
Bürgerinnen und Bürgern ist ebenfalls entscheidend für den Erfolg 
der integrierten Stadtentwicklung. Sie schafft Vertrauen, ermöglicht 
Beteiligung und macht Zielkonflikte früh sichtbar. Ein gemeinsames 
Leitbild, das Themen wie Klima, Soziales, Mobilität und Wohnen 
umfasst und die öffentliche Verwaltung auf gemeinsame Ziele hin 
verpflichtet, bietet Orientierung. Eine zentrale Kommunikations-
plattform – zum Beispiel ein Stadtentwicklungsportal – könnte 
Bürgerinnen und Bürgern niederschwelligen Zugang zu spezifischen 
Informationen bieten, etwa zu Modernisierungs- und Bebauungs-
plänen oder zu Fördermöglichkeiten.

b) Datenbestände in digitale Plattformlösungen integrieren
 
Eine ineffiziente Nutzung bestehender Wohnflächen sowie lange 
Planungs- und Genehmigungszeiten liegen oft darin begründet, 
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dass relevante Daten zu Grundstücken, Leerstand, Baukosten, 
Förderprogrammen, Genehmigungsverfahren oder sozialen Be- 
darfen nur dezentral vorliegen und untereinander inkompatibel 
oder veraltet sind. Daher bedarf es einer systematischen Integra- 
tion der heterogenen Datenbestände in eine digitale Plattform. 
Denn datenbasierte Entscheidungen helfen, Flächen effizienter zu 
nutzen, Baukosten zu senken, Fördermittel gezielter einzusetzen 
und sozialorientierte Wohnbauprojekte zu priorisieren. Eine wir- 
kungsvolle Plattform integriert unter anderem: 

	§ öffentliche Daten (Liegenschaftskataster und Grundbuch, 
Bebauungs- und Flächennutzungspläne)

	§ Geodaten oder Daten aus Building Information Modeling 
(BIM) und City Information Modeling (CIM)

	§ demografische und sozioökonomische Daten (Bau-
genehmigungen, Leerstandsquoten oder Mietpreise und 
Mietbindungen)

	§ weitere Informationsbestände (Energie- und Gebäudedaten, 
Angaben zu Förderprogrammen oder Mobilitäts- und Infra-
strukturdaten). 

Die Plattform wird im besten Fall nach europäischen Standards 
und mit Open-Source-Lösungen umgesetzt. Gleichwohl müssen die 
entsprechenden Softwarelösungen maßgeschneidert und inter-
operabel sein. Zudem sind die Datenbestände laufend aktuell zu 
halten, wobei Datenschutz und Datensouveränität zu gewähr-
leisten sind.47

48 Sinnvoll ist es, langfristige Projektgremien innerhalb 

47	 |  Vgl. BBSR 2025b.
48	 |  Vgl. BMWSB 2024.
49	 |  Vgl. Connected Urban Twins 2025, URL: https://www.connectedurbantwins.de/app/uploads/2025/02/QET_FME_Doku_1.0.pdf [Stand: 15.06.2026].

der Kommunalpolitik einzurichten, in denen öffentliche Verwaltung 
und Politik mit IT-Expertinnen und -Experten zusammenkommen. 

c) Fördermittel und -standards koordinieren

Bestehende Förderprogramme von Bund, Ländern und Förder-
instituten helfen Kommunen, finanzielle Mittel für Sanierungen 
und Modernisierungen zu bündeln und mit eigenen Geldern zu 
ergänzen.48 Vor Ort sollten die Förderangebote jedoch gezielt und 
effizient aufeinander abgestimmt werden. So entstehen innerhalb 
der Kommunalverwaltung stärkere Anreize für eine Zusammen-
arbeit über Ämtergrenzen hinweg. Im Bereich Wohnen gehören 
Koordination, Beantragung und Vergabe von Fördermitteln zu den 
zentralen Aufgaben. Kommunen, die Förderstellen und Stadtent-
wicklungsbehörden in abteilungsübergreifende Arbeitsgruppen 
einbinden, setzen ein positives Beispiel. Gleichzeitig brauchen 
viele Bewilligungs- und Beratungsstellen mehr Personal. Auch der 
Zugang zu Fördermitteln für gemeinwohlorientierte Akteure sollte 
durch zentrale Anlaufstellen und einheitliche Förderkriterien er-
leichtert werden.

d) �Mit gemeinwohlorientierten Akteuren gezielt zusammen-
arbeiten

 
Nicht ämterübergreifend, aber unter dem Stichwort Zusammen-
arbeit unbedingt zu nennen, ist die Kooperation mit gemein-
wohlorientierten Akteuren (zum Beispiel Genossenschaften, 
kommunalen Wohnungsunternehmen, gemeinnützigen Stiftungen 
oder gemeinwohlorientierten Trägern). Die Kommunen sollten 
daher eine institutionalisierte Kooperationsplattform einrichten, 

Aus der Praxis – das Quartiersentwicklungstool (QET)

Im Rahmen des Projekts Connected Urban Twins haben das Referat für Stadtplanung und Bauordnung (PLAN), das Referat für 
Klima und Umwelt (RKU) und das Mobilitätsreferat (MOR) der Stadt München mit Beteiligung der Städte Hamburg und Leipzig 
das webbasierte Quartiersentwicklungstool (QET) entwickelt, um die ämterübergreifende Zusammenarbeit zu stärken. QET führt 
verschiedene raumbezogene Daten auf Geodatenbasis aus unterschiedlichen Fachbereichen der Stadtverwaltung zusammen, 
um eine datenbasierte Analyse von Stadtquartieren zu ermöglichen. Integriert wurden unter anderem Gebäudedaten wie Ge-
bäudegrundrisse, Baujahre, Nutzungsarten und Flächeninformationen. Zusätzlich werden Bevölkerungs- und Sozialdaten wie 
Einwohnerzahlen, Alters- und Haushaltsstruktur sowie Infrastruktur- und Versorgungsdaten berücksichtigt. Auch energiebezogene 
Daten, beispielsweise zum Wärmebedarf, zum Energieverbrauch oder zu Potenzialen für erneuerbare Energien, fließen in die Ana-
lysen mit ein. Ergänzend werden Flächen- und Umweltdaten zur Nutzung, zu Grün- und Freiflächen oder zum Versiegelungsgrad 
zusammengeführt, um Aspekte wie Klimaschutz und Aufenthaltsqualität im Quartier bewerten zu können.49 
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etwa eine Koordinierungsstelle in der Verwaltung, um Projekte zu 
entwickeln und Förderprogramme zugänglich zu machen. Projekte  
können beispielsweise daran scheitern, dass Ansprechpersonen  
in der Kommunalverwaltung und gemeinwohlorientierte Akteure 
nicht frühzeitig zueinanderfinden. Die Kooperation mit diesen 
Akteuren ist ein strategischer Ansatz für resiliente, sozial gerechte 
und nachhaltige Städte und erfordert eine moderierende Rolle 
der kommunalen Verwaltung.

Die Umsetzung der Handlungsoptionen erfolgt in mehreren 
Schritten: 

	§ Ein erster Schritt zur ämterübergreifenden Zusammenarbeit 
kann die Einrichtung eines Lenkungskreises für Wohnraum 
sein; dies erfordert den Aufbau geeigneter verwaltungs-
interner Steuerungs- und Kooperationsstrukturen: Hier legen 
(Ober-)Bürgermeister und die Leitungsebene der zuständigen 
Fachämter beziehungsweise Fachbereiche jährliche Wohn-
raumziele fest, priorisieren große Projekte und lösen Konflikte 
zwischen den beteiligten Ämtern. 

	§ Zweitens lässt sich eine dauerhafte, interdisziplinäre 
Steuerungsstruktur (Wohnraum-Taskforce) schaffen, die als 
zentrale Koordinationsstelle innerhalb der Stadtverwaltung 
oder beim (Ober-)Bürgermeister angesiedelt ist. In entspre- 
chenden Abstimmungsprozessen können Stadtplanung, 
Bauaufsicht, Liegenschaftsamt und Wirtschaftsförderung 
gemeinsam Wohnraumpotenziale identifizieren und Bau-
projekte steuern. 

	§ Drittens ist eine gemeinsame Datenplattform sinnvoll, um 
gezielt Wohnraumreserven zu aktivieren. 

	§ Viertens könnte exemplarisch ein One-Stop-Shop Wohnraum 
in der Verwaltung eingeführt werden, damit Eigentümerinnen 
und Eigentümer künftig nicht verschiedene zuständige Stellen 
einzeln kontaktieren müssen. Hier können sie unter anderem 
gezielt Beratung zu Förderprogrammen und Begleitung durch 
Genehmigungsverfahren erhalten. Dieser zentrale Anlaufpunkt 
würde Informationen zu baurechtlicher Beratung, zu Förder-
möglichkeiten und zu energetischen Maßnahmen bündeln. 

	§ Fünftens könnten für konkrete Gebäude oder Quartiere 
Projektteams gebildet werden. Diese Teams – bestehend aus 
Expertinnen und Experten für Stadtplanung, Wohnungswesen 
oder Klimaschutz – würden sich regelmäßig treffen, um Ge-
nehmigungsverfahren effizient zu koordinieren.

	§ Sechstens gilt es, planungs- und wohnungspolitische Instru- 
mente strategisch einzusetzen, soweit dies die bundes- und 

landesrechtlichen Vorgaben erlauben. Dazu gehören etwa 
soziale Erhaltungssatzungen, Zweckentfremdungsregelungen 
oder kommunale Vorkaufsrechte. Stadtplanung, Wohnungs-
amt und Rechtsamt müssen hierfür eng zusammenarbeiten.

2.4.2	 Qualifizierung für integrierte Planung 

Eine wirksame Qualifizierung des wohnpolitisch relevanten 
kommunalen Verwaltungspersonals gelingt, wenn sie fachüber-
greifend, praxisnah und an den spezifischen Aufgaben, Prozessen 
und Entwicklungszielen der jeweiligen Verwaltung ausgerichtet 
ist. Statt isolierten Fachwissens braucht es mehr Zusammenarbeit 
über Ressort- und Hierarchiegrenzen hinweg. Mitarbeitende müssen 
lernen, Bestandsentwicklung, Planung und soziale Aspekte mit-
einander zu verbinden. Dazu gehören zum Beispiel Kenntnisse 
im Bau- und Wohnungsrecht oder Wissen über Förderprogramme, 
energetische Sanierung, Klimaanpassung und soziale Wohnraum-
förderung. Ebenso wichtig sind Kompetenzen in der Stadt- und 
Quartiersentwicklung sowie im Flächenmanagement. Netzwerk-
arbeit – etwa mit Wohnungsunternehmen, sozialen Trägern und 
der Bürgerschaft – ist ebenfalls zentral. Methodische Fähigkeiten, 
die auf integrierte Planung abzielen, runden das Profil ab. Dafür 
ist ein Verständnis suffizienter Baukultur notwendig – also eine 
Fokussierung auf Robustheit und Langlebigkeit bei gleichzeitig 
hoher Bau- und Wohnqualität, die den tatsächlichen Bedarf der 
Mieterinnen und Mieter berücksichtigt. Zudem erweitern neue 
planungsrechtliche Grundlagen wie der Bau-Turbo die Handlungs-
spielräume der Kommunen. Die kommunale Verwaltung muss die 
neuen Instrumente kennen, um sie gezielt anwenden und etwaige 
Abweichungen rechtssicher beurteilen zu können. Qualifizierungs-
maßnahmen sollten somit Teil einer kommunalen Wohnraum-
strategie sein, die politisch beschlossen ist und das bezahlbare 
Wohnen im Bestand gegenüber dem Neubau priorisiert. Um Wissen 
niedrigschwellig zugänglich zu machen, bieten sich verschiedene 
Optionen an. 

Handlungsoptionen: Qualifizierung für integrierte 
Planung ermöglichen

a) Kompetenzen, Lernprozesse und Austausch ausbauen

Kommunen sollten in ihren Verwaltungen geeignete Strukturen für 
den Erwerb spezifischer Kompetenzen sowie eine passende Kultur 
und praxisnahe Formate ermöglichen, um mehr bezahlbaren Wohn-
raum schaffen zu können. Interdisziplinäres Lernen in Praxisgemein-
schaft bringt Mitarbeitende aus Stadtplanung, Baubehörde, Sozial-
referat, Kämmerei und Liegenschaftsamt zusammen. Gemeinsam 
bearbeiten sie reale Fälle – etwa schwierige Bauprojekte oder ge-
scheiterte Vorhaben. Auch die Zusammenarbeit mit und das Lernen 
von anderen Kommunen ist denkbar. So muss nicht jede Kommune 
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bei null anfangen, sondern kann auf erprobte Instrumente und 
Vorlagen zurückgreifen. Argumentationshilfen und kommunale Leit-
fäden informieren über rechtliche, wirtschaftliche, ökologische und 
soziale Aspekte, bieten Orientierung und erleichtern die Um-
setzung vor Ort. Dazu gehören beispielsweise Musterverträge 
für Kooperationsvereinbarungen, Vorlagen zur Sicherung von Be-
legungsbindungen sowie Muster für Abwendungsvereinbarungen, 
mit denen die ursprüngliche Kaufpartei bestimmte Nutzungs- oder 
Bewirtschaftungsauflagen übernehmen kann, um kommunale Ein-
griffe wie die Ausübung eines Vorkaufsrechts zu vermeiden. Diese 
entlasten die Verwaltung und schaffen Rechtssicherheit. Eine 
Mehrebenen-Lernarchitektur für Kommunen, Länder und Bundes-
ebene kann den gegenseitigen Austausch fördern. Denkbar wären 
auch Tandem-Modelle (beispielsweise Kommune und Wohnungs-
unternehmen) oder Rotationsprogramme, in deren Rahmen Mit-
arbeitende temporär zwischen Stadtplanung, Wohnungswirtschaft 
und Quartiersmanagement wechseln können. Daneben gibt es 
verschiedene Dialogplattformen: In Berlin dienen regelmäßige 
Runde Tische der AG Wohnen als zentrales Diskussionsforum 
für gemeinsame Lösungsansätze.50 Im Vogelsbergkreis kamen 
bei einem Runden Tisch Vertreterinnen und Vertreter aus Politik, 
Wirtschaft und Sozialorganisationen zusammen, um Maßnahmen 
gegen die Wohnungsnot zu entwickeln.51 In Facharbeitskreisen 
und auf Fachtagungen steht stärker der Wissensaustausch im 
Vordergrund. Beispielsweise vernetzt der Arbeitskreis Wohnen+ in 
Südbayern kommunale Verwaltungen, Sozialhilfeträger, Wohnungs-
unternehmen sowie Beratungs- und Hilfseinrichtungen, um die Zu-
sammenarbeit bei der Wohnraumvermittlung, der Prävention von 
Wohnungslosigkeit und der Unterstützung betroffener Menschen 
zu verbessern.52 

Durch den Einblick in die Perspektive einer anderen Ebene 
können die Mitarbeitenden der kommunalen Verwaltung ein 
erweitertes Prozessverständnis entwickeln. Fallstudien aus den 
eigenen Kommunen – etwa zur erfolgreichen Nachverdichtung 
eines Wohnquartiers – bieten praxisnahe Ansätze. Exkursionen 
zu Nachverdichtungs-, Sanierungs- oder sozialen Wohnraum-
projekten schaffen zusätzlichen Praxisbezug und ermöglichen 
gemeinsames Lernen vor Ort. Auch digitale Plattformen und 
Netzwerke sind hier zu nennen: Die Sichtbarmachung von 

50	 |  Vgl. Stiftung Zukunft Berlin.
51	 |  Vgl. Oberhessen-Live 2024.
52	 |  Vgl. Diakonie Rosenheim 2025.
53	 | � Mapping von Reallaboren und Best Practices der Plattform Bauen & Wohnen, URL: www.plattform-bauen-und-wohnen.de/reallabor-mapping  

[Stand: 28.04.2026]; die Website wird voraussichtlich bis zum Projektende (31.03.2027) erreichbar sein; vgl. Plattform E, URL: www.plattform-e.org/ 
[Stand: 15.06.2026].

54	 | � Verband für Bauen im Bestand, URL: www.fuerbauenimbestand.de/ [Stand: 15.06.2026]; Bauwende Allianz, URL: www.bauwende-allianz.org/  
[Stand: 15.06.2026].

55	 |  Vgl. SInBa, URL: www.sinba-projekt.de/ [Stand: 15.06.2026].
56	 |  Vgl. BBSR 2019.

Pilotprojekten und Reallaboren erleichtert den Wissenstransfer 
und gibt Impulse zur Vernetzung. Beispiele sind das Reallabor-
Mapping der Plattform Bauen & Wohnen sowie die Plattform E.53 

Des Weiteren ermöglicht eine Vernetzung mit Verbänden, 
Kammern und politischen Initiativen – etwa dem Verband für 
Bauen im Bestand oder der Bauwende-Allianz von projecttogether – 
die Bündelung von Expertise sowie eine strategische Einbettung 
in regionale und überregionale Transformationsprozesse.545555  

b) �Qualifizierungsmaßnahmen über Förderprogramme finanzieren

Förderprogramme wie die Städtebauförderung können im Rahmen 
ihrer jeweiligen Förderbestimmungen dazu beitragen, Qualifizie- 
rungs- und Unterstützungsmaßnahmen für eine aktive Bestands- 
entwicklung zu ermöglichen.56 Städte und Gemeinden können 
im Rahmen förderfähiger Maßnahmen etwa Qualifizierungs- 

Aus der Praxis – SInBa (Soziale Innovationen
in Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung)

Forschende des Wuppertal Instituts und von inter3 unter-
suchen gemeinsam mit den Städten Wuppertal und 
Mannheim im Projekt SInBa, wie soziale Innovationen zu 
klimagerechtem Bauen und Wohnen beitragen können. Ein 
zentraler Bestandteil des Projekts sind Reallabore, in denen 
Innovationen praxisnah erprobt werden. Mitarbeitende 
der Kommunen sind direkt in die Co-Design-Prozesse ein-
gebunden. Dadurch lernen sie, wie innovative Wohn- und 
Bauprojekte umgesetzt und organisiert werden können. Die 
Beschäftigten reflektieren gemeinsam mit Wissenschaft und 
Praxis die Wirksamkeit der Ansätze. Begleitkreise unter-
stützen den fachlichen Austausch zwischen Verwaltung, 
Wohnungswirtschaft und Forschung. Die in dem Projekt 
gewonnenen Erkenntnisse werden auch anderen Städten zu-
gänglich gemacht. So fördert SInBa die Weiterqualifizierung 
der Verwaltung, indem das Projekt praxisnah Wissen, 
Methoden und Handlungskompetenzen vermittelt.55  
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angebote für Mitarbeitende der Verwaltung sowie weitere 
lokale Akteure unterstützen, etwa zu Bestandssicherung, kooperativer 
Wohnraumentwicklung, sozialverträglicher Modernisierung oder 
innovativen Beteiligungsformaten.

Zudem können Kommunen Lern- und Qualifizierungsnetzwerke 
schaffen, um Erfahrungen mit anderen Städten zu teilen und 
gemeinsame Lösungen zu entwickeln. Auch die Erarbeitung 
kommunaler Leitfäden, Handlungskonzepte oder Kooperations-
modelle zwischen Verwaltung, Wohnungswirtschaft und Zivil-
gesellschaft kann – abhängig vom jeweiligen Förderprogramm – 
förderfähig sein. Ergänzend zur Städtebauförderung können der 
Europäische Sozialfonds Plus (ESF Plus) sowie Landesprogramme 
weitere Finanzierungsmöglichkeiten für Qualifizierung, Netzwerk-
arbeit und Wissenstransfer eröffnen.57 Voraussetzung sind klare 
Ziele, messbare Ergebnisse sowie eine dauerhafte Verankerung 
der neuen Kompetenzen und Strukturen in der Verwaltung.

c) Qualifizierung für Klein- und Mittelstädte mitdenken
 
In vielen Kommunen fehlt es an Personal, Fachwissen zu Förder-
programmen und Erfahrung mit kooperativen Modellen. Be-
sonders ausgeprägt ist diese Situation jedoch in kleinen und 
mittelgroßen Städten. Dabei verfügen Kommunen über wichtige 
Steuerungsinstrumente wie eigene Gebäudebestände und Ko-
operationsstrukturen. Eine Lösung könnte der Aufbau kommunaler 
Kompetenzstellen für Wohnraummanagement sein. Statt nur Einzel-
personen weiterzubilden, schaffen Kommunen interdisziplinäre 
Teams, um Wissen zu bündeln. Schulungen könnten Themen 
wie kommunales Wohnraummanagement, Förderprogramme, 
Mietrecht, Kooperationsmodelle oder interkommunale Netz-
werke abdecken. Denkbar wäre auch, die Expertise von externem 
Fachpersonal noch stärker zu nutzen, beispielsweise von Stadt-
planerinnen und Stadtplanern, die aufgrund des Neutralitäts-
gebots im Interesse der jeweiligen Kommunen handeln müssen. In 
vielen Klein- und Mittelstädten gehören die meisten Wohnungen 
Privatpersonen. Deshalb muss die Verwaltung lernen, diese 
Eigentümerinnen und Eigentümer anzusprechen, Konflikte zu 
moderieren und Kooperationen zu fördern. Besonders kleinere 
Kommunen ohne eigene Fachabteilung profitieren von inter-
kommunalen Qualifizierungsnetzwerken. Regionale Kompetenz-
zentren oder Akademien könnten hier gezielt unterstützen.  
 
Reallabore und Experimentierquartiere bieten zudem eine gute 
Möglichkeit, besonders in Klein- und Mittelstädten bezahlbaren 
 

57	 |  Vgl. Nationale Stadtentwicklungspolitik 2025.
58	 | � Interkommunale Zusammenarbeit zwischen Großstädten und benachbarten Gemeinden wird in den folgenden Handlungsoptionen nicht explizit 

aufgegriffen.

Wohnraum in bestehenden Gebäuden zu schaffen. Sie nutzen 
echte Stadtteile oder Gebäude als Testfelder, um neue Wohn-
formen, Organisationsmodelle und Umnutzungen praktisch zu 
erproben – oft mit zeitweiliger Regelabweichung, intensiver 
Bürgerbeteiligung und wissenschaftlicher Begleitung.

2.4.3	 �Stärkung der interkommunalen Zusammen-
arbeit

Mit interkommunalen Zusammenschlüssen sind im nach-
folgenden Kontext Kooperationen zwischen mehreren be-
nachbarten kleineren Gemeinden oder Kleinstädten gemeint. 
Sie verantworten gemeinsame Aufgaben und stehen vor den 
gleichen Herausforderungen, zum Beispiel Wohnraumbedarf 
und Flächenknappheit, hohem Zeitdruck, Personalengpässen 
oder eingeschränkten Ressourcen.58 Bislang scheitert die Ko-
operation noch oft an unterschiedlichen politisch-strategischen 
Interessen der einzelnen Kommunen. Im Verbund sind bezahl-
bares Wohnen und verbesserte Infrastruktur aber oftmals leichter 
umzusetzen. Flächen lassen sich effizienter, ressourcenschonender 
und klimaverträglicher nutzen, wenn gemeindeübergreifend über 
die optimalen Standorte für Wohnen, Gewerbe, Infrastruktur und 
Freiräume – gerade auch im Kontext der Nachverdichtung –  
abgestimmt wird. 

Handlungsoptionen: interkommunale Zusammen-
arbeit vorantreiben

a) �Interkommunale Wohnraumfonds und gemeinsame  
Förderprogramme aufbauen

Bislang scheitern interkommunale Vorhaben häufig an der Finan- 
zierung. Kommunen können im Rahmen der interkommunalen 
Kooperation ihre Förderansätze und wohnungspolitischen Maß-
nahmen aufeinander abstimmen, um bezahlbaren Wohnraum 
im Bestand zu schaffen und zu sichern. Dazu können – soweit 
rechtlich und organisatorisch umsetzbar – gemeinsame Wohn-
raumfonds für den Ankauf und die Modernisierung bestehender 
Wohnungen sowie abgestimmte Förderkonditionen für Eigen-
tümerinnen und Eigentümer und Wohnungsunternehmen ge-
hören. Revolvierende Fonds können Investitionen vorfinanzieren  
und ermöglichen es, Rückflüsse erneut für Wohnraumprojekte 
einzusetzen. Die Bündelung kommunaler Mittel kann zudem 
die Einwerbung von Fördermitteln des Bundes, der Länder 
und der Europäischen Union erleichtern und die Umsetzung  
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größerer Bestandsmaßnahmen über Gemeindegrenzen hinweg  
unterstützen. Kommunen sollten im Rahmen interkommunaler 
Zusammenarbeit prüfen, ob gemeinsame Fonds und Förder-
programme die Finanzierung und Umsetzung von Wohnungs-
bestandsmaßnahmen wirksam unterstützen können.

b) Interkommunale Wohnbaugesellschaften gründen
 
Interkommunale Wohnbaugesellschaften können bezahlbaren 
Wohnraum schaffen und ihn langfristig sichern. Kommunen 
sollten zusammenarbeiten, um Ressourcen zu bündeln, finanzielle 
Risiken zu teilen und professioneller zu handeln. So können auch 
kleinere Gemeinden leichter sozialorientierte Wohnangebote 
schaffen. Zwei Ziele stehen dabei im Vordergrund: Erstens sichern 
die Gesellschaften Bestände, indem sie Immobilien kaufen oder 
bewirtschaften, um sie dem Markt langfristig zu entziehen und be-
zahlbare Mieten zu garantieren. Zweitens entwickeln sie Bestände 
weiter, indem sie nicht nur neu bauen, sondern auf Maßnahmen wie 
Aufstockung, Umbau und Umnutzung setzen. Ein weiterer Vorteil 
liegt in Skaleneffekten: Größere Bestände erleichtern Verwaltung, 
Wartung und Sanierung. Kleine Kommunen profitieren zudem 
von speziellem Know-how, etwa im Bestandsmanagement oder 
bei energetischen Sanierungen. Doch die Kooperation erfordert 
komplexe Verträge, eine langfristige politische Einigung und eine 
enge Abstimmung bei Flächenmanagement und Bauplanung.  

59	 | ���� Vgl. Stadt Münster, URL: www.stadt-muenster.de/stadt-regionalentwicklung/region/stadtregion/wohnregion-2030/istag-modell-wohnen  
[Stand: 15.06.2026].	

60	 |  Vgl. Deutscher Verband für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung e. V.

c) Bauland- und Vergaberichtlinien vereinheitlichen

Schon heute können die beteiligten Kommunen mit einheit-
lichen Bauland- und Vergaberichtlinien das Ziel verfolgen, eine 
sozial gerechte, nachhaltige und transparente Entwicklung von 
Wohn- und Gewerbeflächen sicherzustellen. Kommunen sollten 
verstärkt auf einheitliche Bauland- und Vergaberichtlinien hin-
wirken. Durch die interkommunale Abstimmung sollen Flächen 
effizient genutzt, Standortkonkurrenzen vermieden und gleich-
wertige Lebensverhältnisse in der Region gefördert werden, zum 
Beispiel über Anwendung des Erbbaurechts anstelle eines Ver-
kaufs oder mithilfe einer Mindestquote für geförderten Wohn-
raum. Die Richtlinien gelten für alle Baulandentwicklungen 
(Wohnbau- und gegebenenfalls Gewerbeflächen), die im 
Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit ausgewiesen, 
erschlossen und vergeben werden. Sie finden Anwendung auf 
kommunales Eigentum und interkommunale Entwicklungs-
gesellschaften. Bei privaten Flächen können ihre Vorgaben 
durch vertragliche Vereinbarungen, insbesondere städtebau-
liche Verträge, umgesetzt werden.

d) Ein gemeinsames Flächenmanagement etablieren
 
Ein interkommunal abgestimmtes Flächenmanagement sollte 
Leerstand beseitigen, Flächen umnutzen und Freiräume 
schützen, statt vorrangig neue Baugebiete auszuweisen. So lässt 
sich der Flächendruck wirksamer senken. Bisher konzentrieren 
sich viele Kooperationen jedoch stark auf die Erschließung 
neuer Baugebiete. Davon profitieren vor allem Kommunen 
mit Baulandreserven, während solche mit Potenzialen im Be-
stand oft zurückbleiben. Eine engere Zusammenarbeit kann 
dieses Ungleichgewicht ausgleichen und den Blick stärker 
auf die Nutzung vorhandener Wohnflächen lenken. Dafür 
sollten Kommunen den Wohnflächenbedarf und das verfüg-
bare Angebot gemeinsam analysieren und koordinieren. Ein 
abgestimmtes Flächenmanagement bietet zudem den Vorteil, 
Flächenpotenziale gemeinsam zu entwickeln und zu vermarkten. 
Kommunen können ihre Maßnahmen absprechen, ihre Außen-
wirkung stärken und Kosten sowie Risiken durch gemeinsame 
Strategien besser kontrollieren. Auch die Infrastruktur gewinnt, 
wenn Entwicklungsprojekte und Investitionen über Gemeinde-
grenzen hinweg abgestimmt werden.59

60 

 

 

Aus der Praxis – IstaG-Modell Wohnen

Mehrere Kommunen im Raum Münster planen die Grün- 
dung einer interkommunalen Wohnungsbaugesellschaft, 
der „Interkommunalen stadtregionalen Gesellschaft“ (IstaG). 
Das Modell soll den Mangel an bezahlbarem Wohnraum in 
kleineren Städten durch gebündelte Ressourcen beheben. 
Um die kommunale Eigenständigkeit zu wahren, verbleibt 
die Planungs- und Satzungshoheit – wie die Ausweisung 
von Baugebieten und die Festlegung von Vergabekriterien – 
rechtlich bei den einzelnen Gemeinden. Die IstaG fungiert 
lediglich als zentraler Dienstleister, der die anschließende 
Verwaltung, Bewirtschaftung und den Bau der Immobilien 
effizient über Gemeindegrenzen hinweg steuert.59  
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e) �Bestandsflächen interkommunal aktivieren und Infrastruktur 

gemeinsam planen
 
Kommunen sollten im Rahmen interkommunaler Zusammen-
arbeit eine koordinierte Wohnraumanalyse erstellen, um Bedarfe 
an bezahlbarem Wohnraum über Gemeinde- oder Kreisgrenzen 
hinweg zu erfassen, Potenziale zu erkennen und Maßnahmen 
effizient abzustimmen. Die Analyse könnte sich auf Nachver-
dichtung im Bestand, Umnutzung leer stehender Gebäude, ko-
ordiniertes Leerstandsmanagement sowie die Aktivierung leer 
stehender Wohnungen und gemeinsame Wohnungstausch- oder 
Vermittlungsplattformen beziehen. Denkbar wäre hier der Auf-
bau von interkommunalen Beratungsstellen für Eigentümerinnen 
und Eigentümer, etwa für die Förderberatung. Nicht nur bei der 
Schaffung von bezahlbarem Wohnraum, sondern auch bei Infra-
strukturprojekten wie Straßen, Radwegenetzen, Wasserversorgung 
oder Breitbandanschlüssen sind außerdem interkommunale 
Planungsgremien sinnvoll. Denkbar wäre auch die Gründung 
eines Zweckverbands, der bestimmte Aufgaben bündelt, etwa 
die Abfallwirtschaft, den öffentlichen Verkehr oder die Energie-
versorgung. Gemeinsame Infrastrukturprojekte mit geteilten 
Kosten wären zum Beispiel Sportstätten, Feuerwehrzentralen, 
Schulen und Seniorenheime. Darüber hinaus ist die gemeinsame 
Nutzung von digitalen Plattformen und Daten-Sharing (zum Bei-
spiel Planungssoftware) sinnvoll, um Infrastrukturmaßnahmen zu 
koordinieren und rascher abzustimmen. Ganzheitliche Mobilitäts-
konzepte könnten interkommunal koordiniert werden, etwa der 
öffentliche Personennahverkehr sowie Radwege- und Straßen-
infrastruktur über Gemeindegrenzen hinweg.61

f) �Langfristige Kooperationen mit gemeinwohlorientierten 
Bauträgern vereinbaren

 
Langfristige Partnerschaften zwischen Kommunen und gemein-
wohlorientierten Bauträgern – etwa Wohnungsbaugenossen-
schaften, Sozialunternehmen, kommunalen Wohnungsunter-
nehmen oder Stiftungen – können bezahlbares Wohnen dauerhaft 
sichern. Städtebaufördermittel könnten genutzt werden, um 
interkommunale Kooperationen zu planen und umzusetzen, sei es 
für kommunale Eigenleistungen oder die Beauftragung externer 
 
 
 
 
 
 

61	 |  Vgl. STMB Bayern.
62	 |  Vgl. § 11 BauGB, URL: https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__11.html [Stand: 17.06.2026].
63	 |  Vgl. Deutscher Verband für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung e. V.

Partner.62 Kommunen könnten im Rahmen von Baulandmodellen 
oder städtebaulichen Verträgen festlegen, dass bei geeigneten 
Bauvorhaben ein angemessener Anteil geförderter Wohnungen – 
etwa 30 Prozent – entsteht. Gemeinwohlorientierte Bauträger 
ließen sich dann durch transparente und rechtssichere Verfahren 
als langfristige Partner gewinnen. Wo rechtlich und finanziell 
möglich, könnten Kommunen Sanierungsfonds bereitstellen, 
während die Bauträger die Modernisierung übernehmen. Um 
gemeinwohlorientierte Akteure zu stärken, können Kommunen 
Grundstücke bündeln und sie über Konzeptvergaben oder im 
Erbbaurecht vergeben. Ein begleitendes Monitoring, das etwa 
die soziale Belegung überprüft, würde helfen, bezahlbaren Wohn-
raum langfristig zu sichern. Mit Reallaboren, Runden Tischen und 
anderen Formaten der Beteiligung könnten Bürgerinnen und 
Bürger eingebunden werden.

Für die Umsetzung einer effizienten interkommunalen Zu- 
sammenarbeit sind rechtliche und finanzielle Rahmenbedin- 
gungen eine ebenso wichtige Voraussetzung wie eine offene 
Kommunikation zwischen den einzelnen Kommunen sowie die 
Einbindung von Bürgerinnen und Bürgern, Investoren und ge-
meinwohlorientierten Akteuren. Diese Rahmenbedingungen 
sollten die Kommunen nutzen, um gemeinsam Grundlagen für 
eine formale interkommunale Kooperation zur Schaffung und 
Sicherung bezahlbaren Wohnraums festzulegen. Eine erfolg-
reiche interkommunale Zusammenarbeit setzt voraus, dass 
alle beteiligten Kommunen einen deutlichen Nutzen aus der 
Kooperation ziehen. Gerade die unterschiedlichen Interessen-
lagen und die Herausforderung, ausgewogene Vorteile für alle 
Partner zu schaffen, zählen zu den Gründen, warum solche Ko-
operationen in der Praxis häufig schwer umzusetzen sind.63 Ein 
Umsetzungsfahrplan würde zunächst ein gemeinsames Wohn-
raummonitoring, eine politische Grundsatzvereinbarung und ein 
Pilotprojekt zur Leerstandsaktivierung vorsehen. Im Anschluss 
könnten ein interkommunaler Fonds, eine abgestimmte Ankauf-
strategie und gemeinsame Förderstandards entwickelt werden. 
Eher langfristig sollten der Aufbau einer regionalen Wohnungs-
baugesellschaft, die gezielte Verlängerung auslaufender 
Sozialbindungen im Wohnungsbestand sowie eine umfassende 
Modernisierung bestehender Wohnungen verfolgt werden. 
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3	 Ausblick

Kommunen stehen vor der doppelten Herausforderung, be-
zahlbaren Wohnraum bei steigenden Boden- und Baukosten zu 
schaffen und gleichzeitig Klima- und Flächenschutzziele zu er-
reichen. Die Aufgabe wird zusätzlich dadurch erschwert, dass die 
finanziellen Handlungsspielräume der Kommunen zunehmend 
eingeschränkt sind. Vor diesem Hintergrund bietet der Gebäude-
bestand erhebliche Potenziale, um die genannten Anforderungen 
zu erfüllen. Dennoch bleibt der Neubau oft noch attraktiver: 
Planungsprozesse, Förderprogramme und gesellschaftliche Leit-
bilder – etwa das freistehende Einfamilienhaus – sind historisch 
gewachsen und tief verankert. Demgegenüber gilt das Bauen im 
Bestand häufig als komplex, risikobehaftet und teuer. Je nach 
Ausgestaltung können Nachverdichtungsprozesse aber auch un-
beabsichtigte und unerwünschte Folgen wie steigende Mieten 
und soziale Verdrängung durch Gentrifizierung haben.

Für eine zukunftsfähige Innenentwicklung der Kommunen ist 
entscheidend, dass Klimaanpassung, Freiraumqualität und Bio-
diversität mitberücksichtigt werden. Das heißt: Die Stadtent-
wicklung muss aktiv gestaltet und sozial ausgerichtet werden. 
Eine wichtige Voraussetzung ist die frühzeitige und kontinuier-
liche Zusammenarbeit in interdisziplinären Projektgremien, in 
denen Praxis, Verwaltung und Politik zusammenwirken. Dies hilft, 
mögliche Probleme frühzeitig zu erkennen. Zugleich erleichtert 
die Einbindung relevanter Akteure den Zugang zu vorhandenen 
Datenbeständen und kann Akzeptanz und Verständnis in der Be-
völkerung fördern. Dabei sind effiziente Abläufe, standardisierte 
Prozesse und eine leistungsfähige Kommunalverwaltung ent-
scheidende Faktoren, um die Umsetzung von Maßnahmen zu 
beschleunigen. 

Zentraler Bestandteil einer nachhaltigen Wohnraumpolitik ist zu-
dem nicht nur die Schaffung neuer Wohneinheiten, sondern auch 

die Förderung neuer Wohnformen. In vielen Kommunen fehlen 
Modelle, die den Bedürfnissen verschiedener Bevölkerungs-
gruppen gerecht werden. Demnach sind nicht nur die hohen 
Mietkosten ein Problem, sondern auch die unzureichende Vielfalt 
und Passgenauigkeit des Wohnungsangebots für unterschied-
liche Bedürfnisse. Die Förderung neuer Wohnformen sollte daher 
Bestandteil der Innenentwicklung sein. 

Die Transformation hin zu einer flächensparenden, ressourcen-
schonenden und sozialorientierten Baupraxis erfordert neben 
Wissen und strategischer Planung auch einen breiten Konsens 
über die Ziele des Bauens und Wohnens. Kommunen können 
gemeinwohlorientierte Akteure unterstützen, Diskussionen an-
stoßen und die Basis für einen Kulturwandel in diesem Kontext 
schaffen. Ein wesentlicher Hebel für die gestalterische Einfluss-
nahme der Kommunen ist deren Eigentum an Gebäuden und 
Grundstücken sowie die Möglichkeit, für kommunale Grund-
stücke Erbbaurechte zu vergeben. Gleichzeitig werden jedoch 
ebendiese Handlungsspielräume für Kommunen heute immer 
kleiner, da der eigene Grundstücks- und Liegenschaftsbestand 
durch haushaltsbedingt motivierte Verkäufe weiter sinkt. Umso 
wichtiger ist es, kommunale Liegenschaften langfristig im  
öffentlichen Eigentum zu halten, weil sie in vielen Fällen den Aus- 
gangspunkt und die Grundvoraussetzung für eine wirksame 
Bodenpolitik darstellen. 

Die in diesem acatech IMPULS zusammengetragenen Hand-
lungsoptionen geben eine Auswahl an Instrumenten, mit 
denen Kommunen zu mehr bezahlbarem Wohnraum im Be-
stand beitragen können. Doch der Erfolg hängt letztlich nicht 
von einzelnen Instrumenten ab, sondern davon, welche Rolle die 
Kommune für sich selbst in der Wohnraumpolitik definiert. Sie 
ist mehr als Verwalterin und Genehmigungsinstanz: Sie besitzt 
Grundstücke, sollte planen und regulieren, den Wohnungsmarkt 
aktiv gestalten und dabei sozialpolitisch handeln – durch eine 
strategische Flächenpolitik und kooperative Planungsprozesse.
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Der Mangel an bezahlbarem Wohnraum zählt in Deutschland  
zu den drängendsten Problemen – vor allem in den urbanen 
Ballungsräumen und für Haushalte im unteren und mittleren 
Einkommenssegment. Ein großes, bislang nicht ausreichend 
genutztes Potenzial zur Schaffung bezahlbaren Wohnraums liegt 
im Gebäudebestand. Angesichts des anhaltenden Drucks auf die 
Wohnungsmärkte werden das strategische Flächenmanagement, 
die Erfassung von Wohnraumpotenzialen, die bauliche Aufwertung 
des Wohnungsbestands und die integrierte Planung als wohnungs-
politische Instrumente hierzulande immer wichtiger.

Im Projekt Bauen & Wohnen: Plattform für Vernetzung, Synthese 
und Transfer wurden Lösungen für mehr bezahlbaren Wohnraum  
im Bestand im städtischen Raum entwickelt, die neben der  
Bezahlbarkeit auch das Kriterium der Nachhaltigkeit sowie  
der Qualität im Sinne von notwendigem Lebenskomfort  
berücksichtigen. Dabei wurde sowohl die Gebäude- als auch 
die Quartiersebene betrachtet. Die in diesem acatech IMPULS 
zusammengestellten Handlungsoptionen richten sich an Kommunen 
und kommunale Einrichtungen. 


